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l . Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Befähigungsnachweis für das Gewerbe des Damen-
frisierens.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthaltcrei vom 7. November 1900,
Z . 94463 (M .-Z . 121520 ex 1900/XVII ) :

Das k. k. Handelsministerium hat mit Erlass vom 17 . October 1900,
Z . 19720 . über das dortselbs ! überreichte Ansuchen des Clubs der Friseure
und Perückenmacher Wiens vom 12 . April 1897 um Regelung des Damen-
friseurgewerbes Nachstehendes zu eröffnen gefunden:

„Das gewerbsmäßige Frisieren von Damen muss als ein gemeiniglich
von Frauen betriebenes Gewerbe angesehen werden , für welches gemäß Z 14,
Schlnssabsatz der Gewerbeordnung die Art der Erbringung des Befähigungs¬
nachweises dcr freien Würdigung der Gewerbebehörde überlassen ist.

Es gebt nicht an , gegen diese gesetzliche Bestimmung den Gewerbe-
bchördc » ausdrücklich eine bestimmte Art der Erbringung des Befähigungs¬
nachweises für das Damenfriseurgewerbe vorzuschreiben , da hiedurch die diesen
Behörden gesetzlich gewährleistete freie Würdigung beseitigt würde.

Was die Erlheilung der Concessionen für die Errichtung von Damen-
frisier -Lehranstalten anbelangt , so muss daran festgehalten werden , dass ans
derartige Lehranstalten die kaiserliche Verordnung vom 27 . Juni 1850 , N .-G-
Bl . Nr . 309 , Anwendung zu finden hat , welche im Z 10 dcr Regierung
(Landesstelle ) das Recht cinräumt , wegen Mangels der in den ZA 2 und 3
gestellten Bedingungen die Eröffnung einer derartigen Lehranstalt zu unter¬
sagen ; falls kein Grund zur Untersagung vorhanden ist, so nimmt die Landes-
stclle die Eröffnung einfach zur Kenntnis.

Nachdem eine Norm , in welcher Weise der im Z 3 , Punkt 3 der citicrtcn
Verordnung vorgeschriebene Befähigungsnachweis z» erbringen ist, nicht besteht , ?

ist die Entscheidung darüber , ob in einem concreten Falle durch die vor¬
gelegten Zeugnisse dcr Befähigungsnachweis erbracht ist, dem freien Ermessen
der Landesstelle überlaffen.

Im Interesse geregelter Concurrenzverhältniffe im Friseurgewerbe könnte
schließlich dem Club der Friseure und Perückenmacher Wiens , beziehungsweise
dieser Fachgenossenschaft die eventuelle Errichtung eines offenen , sohin allgemein
zugänglichen Lehrcurses für Damenfrisieren anempfohlen werden , jedoch mären
die genannten Corporationen darauf aufmerksam zu machen , dass die Ab¬
solvierung eines solchen Lehrcurses , beziehungsweise die Ausstellung eines be¬
züglichen Lehrbriefes seitens derselben mit Rücksicht auf di - obigen Aus¬
führungen nicht als ausschließliches Kriterium für die Ectheilnng der in Rede
stehenden Concessionen betrachtet werden könnten.

2.
Überwachung der Eisgewinunng nud Eis -Erzeuguug.

Circular -Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 6 . Februar
1901 , Z . 7598 (M .-Z . 10932/VIII ) :

In Anbetracht der sanitären Gefahren , welche unter Umständen durch
den Genuss von unreinem Eis oder durch dessen Verwendung als Bei¬
mengung zu Getränken als Kühlmittel hervorgernfen werden können , hat das
k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 10 . Jänner 1901,
Z . 16039 er 1800 , mit Beziehung ans das in dem Fachblatte „ Das öster¬
reichische Sanitätswesen " vom 7. Juni 1900 . Nr . 23 , mitgetheilte Gutachten
des Obersten Sanikätsrathes aufmerksam gemacht , dass bei Gewinnung von
Eis aus öffentlichen Gewässern , sowie bei gewerbsmäßiger künstlicher Er¬
zeugung von Eis den politischen Behörden die gesetzliche Handhabe geboten
ist, die erforderliche Obsorge zur Hintanhaltung der Gewinnung und des
gewerbsmäßigen Vertriebes von gesundheitsschädlichem Speiseeis eintretcn
zu lassen.
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Das k. k. Ministerium des Innern hat weiters darauf hingewiesen,
dass es in den gedachten Fällen der politischen Behörde anheimgestellt ist,
durch entsprechende Erhebung an der Entnahmsstelle des zur Eisgewinnung
dienenden Wassers unter Intervention des Amtsarztes festzustellen , dass das¬
selbe weder in physikalischer Hinsicht grob verunreinigt , noch der Verun¬
reinigung durch Jnfectiousstofse oder sonstige gesundheitsschädliche Stoffe
ausgesetzt ist.

Schließlich wird darauf aufmerlsam gemacht , dass es den politischen
Behörden zukommt , im Falle deS Verdachtes einer derartigen Verunreinigung
eventuell die chemisch-bacteriologische Untersuchung des verdächtigen Wassers
zu veranlassen.

Hievon wird zufolge des eingangs bezogenen Ministerial -Erlaffes behufs
genauer Dauachachtung die Mitthcilung gemacht.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , an die Stadtiäthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen a , d. Mbs,
an den Wiener Magistrat , dann an alle magistratischen Bezirksämter und an
die k. k. Polizei -Dircction in Wien.

3 .
Die Vorschreibung von Bau und Kanzleitaxen fällt
in den autonomen Wirkungskreis der Gemeinde.
Eventnelle Verpflichtung zur Zahlung dieser Taxen

im Falle eines Storniernngsgesuches.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

26 . Februar 1901 , Nr . 1484 (M .-Z . 40942/IX ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k, k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter v. Atter , in Gegenwart der Näthe des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofes k. k. Senatspräsidenten Ritter v , Hennig , k. k. Hof-
räthe Dr . Zistler , Dr . Kleeberg und Truxa , dann des Schriftführers
k. k. Bezirks -Lommiffärs Freiherrn v . Weigelsperg , über die Beschwerde
deS Rudolf Freiherrn v. Doblhoff  in Wien , namens der Eigcnthümer der
Realität Einl .-Z . 22 in Weinhaus , gegen die Entscheidung des k. k. Mini¬
steriums des Innern vom 10 . Mai 1900 , Z . 14475 , und den Beschluss des
Wiener Stadtrathes vom 4 . Juli 1900 , Z . 7469 , betreffend die Verpflichtung
zur Zahlung von Baulinien - und Kanzlcitaxen , nach der am 26 . Februar 1901
durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k. k. Sections-
rathes v . Nagy,  in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern
und jener des Dr . I . Brzobohaty,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien,
in Vertretung des belangten Wiener Stadtrathes , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgcwiesen . Ein Kostenersatz wird
nicht auferlegt.

Entscheid ungsgründe:
DaS magistratische Bezirksamt für den XVIII . Wiener Gemeindebezirk

hatte mit Bescheid vom 8 . Juni 1899 , Z , 4449 , dem von Rudolf Freiherrn
v . Doblhoff  nomine der EigenthUmer der Realität Eint -Z , 22 Weinhaus,
beim Wiener Magistrate überreichten Ansuchen um Stornierung des am
18 . März 1897 beim Wiener Magistrate cingebrachten Gesuches um Bekannt-
gäbe der Bauliuien für die bezeichnte Realität keine Folge gegeben und den
Genannten zur Zahlung der Baulinie » - und Kanzleitaxen zusammen im Be¬
trage von 200 fl . 15 kr. verhalten.

Mit der Entscheidung der Bandepntation für Wien vom 31 . Jänner
I960 , Z . 132 , wurde dieser Bescheid , insoweit er die Zurückweisung des
Sioruicrungsansuchens betroffen hatte , behoben , eine Entscheidung bezüglich
des Auftrages zur Zahlung der genannten Taxen aber als nicht in der Com-
peteuz der Bandepntation gelegen , abgelehnt.

Das Ministerium des Innern hat mit seinem heute angefochtenen Er¬
lasse vom 10 . Mai 1900 , Z . 14475 , über die hiegegen sowohl seitens der
Gmeiude Wien als auch seitens des Freiherrn v. Doblhoff  eingebrachten
Recurse die angefochtene Entscheidung jedoch mit dem Vorbehalte bestätigt,
dass durch sie dem Ansprüche der Gemeinde Wien auf jene Baulinien - und
Kanzleitaxen , welche ihr bis zur Einbringung des Stornierungsansuchens aus
dem Gesuche um Bekanntgabe der Baulinien erwachsen sind , in keiner Weise
Präjudioert werde.

Hievon wurde der Beschwerdeführer seitens des magistratischen Bezirks¬
amtes mit der » eiierlich -n Aufforderung in Kenntnis gesetzt, die Bautaxen
ver 199 fl . 65 kr. und die Kanzleitaxen Per 70 kr. nunmehr ungesäumt und
bei Execulionsvermeiduiig zn erlegen.

Den hiegegen überreichten Necurs hat der Wiener Stadtrath mit seinem
heute ebenfalls angefochtenen Beschlüsse vom 4 . Juli 1900 , Z . 7469 , aus
dem Grunde abgewicsen , weil in dem Zeitpunkte , da das Ansuchen um
Stornierung des Bauliniengesuches cinlangte , dieses Bauliniengesuch bereits
vollständig erledigt und sohin der Gemeinde auch bereits der rechtliche Anspruch
auf die nach den Laudesgesetzcn vom 26 . Deceniber 1874 , L.-G .-Bl . Nr . 4
er 1875 , und vom 13 . Februar 1866 , L.-G .-Bl . Nr . 3 , zn entrichtenden Bau-
nnd Kanzleitaxen erwachsen gewesen sei.

Die Beschwerde macht hiegegen geltend , dass die Entscheidung über die
Pflicht zur Entrichtung der Taxe » auch in die Competenz der Baudeputation
gefallen wäre ; dass durch die Stornierung des Gesuches um Bekanntgabe der
Banlinien von selbst jeder Anspruch dcr Gemeinde auf die Taxenlrichtung
hinfällig geworden , und daher der in der angefochtenen Ministerial -Entscheidung

gemachte Vorbehalt unhaltbar sei; und dass , da der Baulinienplan den Gesuch¬
stellern infolge der Stornierung niemals zugekommen und also es zu einer
Baulinicnausfertigung auch gar nicht gekommen sei, die Vorschreibung von
Bautaxen überhaupt nach dem Gesetze nicht gerechtfertigt gewesen sei.

Der Verwaltungsgerichtshof musste vor allem daran sesthalten , dass
seitens der Gemeinde Wien wider die Entscheidung des k. k. Ministeriums des
Innern vom 10 . Mai 1900 eine Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshofe
nicht eingebracht wurde , daher jener Theil dieser Entscheidung , welcher in Be¬
stätigung der Entscheidung der Baudeputation vom 31 . Jänner 1900 die
Zurückweisung des Stornieruugsausuchens behob , zu Recht besteht , so dass
also das am 18 . März 1897 überreichte Gesuch um die Baulinienausfolgung als
storniert zu betrachten war ; hienach halte der Verwaltungsgerichtshof lediglich
zu überprüfen , ob die Competenz zur Entscheidung in der Taxenfrage seitens
der Baudeputation mit Recht abgelehut wurde , und die Competenz der Ge¬
meinde im autonomen Justanzenzuge (Magistrat oder magistratisches Bezirks¬
amt , Stadtrath ) statthat , und wenn , beziehungsweise insofern dies zn bejahe»
ist, ob die Bemessung der Bau - und Kanzleitaxen in msrito begründet war.

Der Verwaltungsgerichtshof ist hiebei von nachstehenden Erwägungen
ausgegangen:

Sowohl das niederösterreichische Landesgesetz vom 13 . Februar 1866,
L.-G .-Bl . Nr . 3 . betreffend die Regulierung der Taxen für die Augenscheins¬
vornahme ans Anlass von Baulichkeiten und Bauverändernngen bei Privat-
gedäuden rc., als auch das Landesgesetz vom 26 . Deceniber 1874 , L - G .-Bl.
Nr . 4 ex 1875 , betreffend tue Regulierung der von der Sladtgemeinde Wien
einzuhebeuden Kanzleitaxen haben den Zweck, der Gemeinde Wien für Amts¬
handlungen in ihrem Wirkungskreise , und zwar das erstere Gesetz für Amts¬
handlungen in Bausachen und das letztere Gesetz für Amtshandlungen in
Parteisachen im allgemeinen durch Einführung von Gebüren eine Einnahme
zn verschaffen . Insofern als daher eine einzelne Partei zur Zahlung einer
solchen Gebür verpflichtet wird , handelt es sich um eine den Gemeindehaushalt
betreffende Frage der Sladtgemeinde Wien , deren Lösung der Sladtgemeinde
Wien im selbständigen Wirkungskreise zukommt , und bei welcher über Be¬
schwerden gemäß der ZA 73 und 80 des Wiener Gemeindestatuts der Stadtrath
endgiltig zn entscheiden hat.

Weun in der Beschwerde darauf hiiigcwieseu wird , dass es sich bei den
Taxen nach Maßgabe des Gesetzes vom Jahre 1866 um Bautaxeu handelt,
dass eben darum auch diese Taxfrage sich als eine Bau -Angelegenheit darstellt,
und dass daher gemäß Z 107 der Bauordnung nur die Baubehörden zur
Entscheidung berufen sind , so ist zu bemerken , dass die Bansache nur die
Unterlage sür die Gebürenbemessung bildet , und dass letztere ganz selbständig
durch ein besonderes Gesetz nicht durch die Bauordnung geregelt wird . In¬
sofern die Beschwerve Weiler als unzulässig hervorhebt , dass die Gemeinde
Wien , beziehungsweise deren Organe über den Bestand oder Nichtbestand
ihres eigenen Anspruchs entscheiden , so muss erwidert werden , dass ein solcher
Vorgang dem gesetzlich gewährleisteten Selbstbestimmungsrechte der Gemeinde
Wien entspricht.

Der Verwaltungsgerichtshof konnte daher weder in der Ablehnung der
Competenz zur Entscheidung über diese Gebürenfragen seitens der höheren
Baubehörden , noch auch darin , dass Uber die Beschwerden wegen dieser Ge-
bürcnforderung der Stadtrath Wien entschieden hat , eine Gesetzwidrigkeit
siuden . Wenn aber die Baubehörden zur Entscheidung Uber diese Gebüren
nicht berechtigt erschienen , war es seitens des Ministeriums des Innern ganz
consequent , bei Bestätigung der Entscheidung der Baudeputation , mit welcher
die Zurückweisung des Stornierungsansuchens seitens der Stadtgemeinde Wien
behoben wurde , beizufügen , dass hiedurch dem durch andere Organe im Ent-
scheidnngswege festzustellenden Ansprüche aus die fraglichen Gebüren in keiner
Weise präjudiciert werde . Was nun diesen Anspruch selbst betrifft , musste vor
allem sestgcstellt werden , dass durch die rechtskräftig ausgesprochene Stornierung
der Baulinienbestiminung naturgemäß unmöglich alle jene Amtshandlungen
einfach als nicht vorgenommen behandelt werden können , welche die Behörden
infolge der Überreichung des erwähnten Gesuches und vor der Einbringung
des Stornierungsansuchens pflichtgemäß gesetzt haben , und welche im Sinne
des Taxtarises vom 13 . Februar 1866 , L.-G .-Bl . Nr . 3 und des Tarifcs zu
dem Gesetze vom 26 . December 1874 die Gemeinde Wien zur Einhebnng einer
Gebür berechtigen.

Die Beschwerde behauptet zwar , dass die Zurückziehung des Baulinien¬
bestimmungsansuchens die Wirkung habe , dass , nachdem hiedurch die Er¬
ledigung dies Ansuchens entfallen und den Beschwerdeführern auch tbatsächlich
diese Erledigung nicht zugekommen sei, von einer Baulinienbestimmung ihnen
gegenüber nicht gesprochen werden könne , sie daher auch nicht zu der hiesür
entfallenden Gebür verhalten werden können . Die Beschwerde übersieht jedoch
hiebei , dass das Landesgesetz vom 13 . Februar 1866 die Taxen für die
Angenscheinsvornahme und die Amtshandlungen , welche von der Sladtgemeinde
Wien vorgenommen werden , vorschreibt , und dass daher , wenn im Taxtarife 3
für die Ausmittlung und Bestimmung der Baulinie die Gebür bestimmt ist,
die Verpflichtung zur Leistung dieser Gebür dann eintritt , sobald die Gemeinde
die Augenscheiusvornahme und Amtshandlungen , welche zur Ermittlung und
Bestimmung dieser Baulinien erforderlich sind, vollzogen hat und dass dann
ebensowenig wie bei den Gebüren nach Maßgabe des Laudesgesetzes vom
26 . December 1874 die Verzichtleistung aus die Erledigung seitens der Partei
die Verpflichtung zur Zahlung dieser Gebüren alterieren kann . Da nun zweifellos
sichergestellt erscheint , dass zur Zeit der Zurückziehung des Baulinienansuchens
die Ermittlung und Bestimmung der Banlinien durch die Amtsorgane der
Sladtgemeinde Wien bereits vollzogen war , sind die hiesür entfallenden Ge¬
büren auch füllig geworden . Die Beschwerde innsste daher als unbegründet
abgewiesen werden.
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Wenn die Beschwerde endlich darauf hinweist , dass die Beschwerdeführer
leine Gelegenheit hatten , die zifferinäßige Richtigkeit der magistratischen Tax-
bemessung zu überprüfen , so ist hierauf zu bemerken , dass dieselben durch Be¬
hebung oder wenigstens durch Einsicht in den Baulinienplan sich von den
Grundlagen der Taxbemeffuug die Überzeugung hätten verschaffen können und
sollen , und dass daher dieser ganz allgemein gehaltene Einwand nicht hinreicht,
das Verfahren diesfalls mangelhaft zu erkennen.

4.
Entschädigung für Weinproben.

Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom

13 . März 1901 , Nr . 1923 (M .-Z . 41308/XV ) :

Im Namen Seiner Mnzestät des Kaisers!
Der k. k. Beiwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten De . Grafen Schönborn , in Gegenwart der Näthe des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes k. k. Senatspräsidenten Ritter v. Hennig , und der
k. k. Hofräthe Praxmarer , Dr . Reißig und Truxa , dann des Schrift¬
führers k. k. Hofsecretärs Ritter v. Pienczykowski , über die Beschwerde
der Gemeinde Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des
Innern vom 4 . Mai 1900 , Z . 14789 , betreffend die Pflicht zur Leistung der
Entschädigung für Weinproben , nach der am 13 . März 1901 durchgesührteu
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vor¬
trages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Josef Brzobohaty,
Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , und der
Gegenausführungen des k. k. Ministerialrathes Dr . v. Mahl - Schedl in
Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:
Unterm 17 . März 1900 , Z . 23314 , hat die k. k. niedei österreichische

Statthalterei entschieden , dass zur Leistung der Entschädigung für drei zu
Untersuchungszwecken entnommene Weinproben der Weinhandlung Chamrat
und Lnzatto  die Gemeinde Wien verpflichtet sei, da wenn auch die Magistrate
der Städte mit eigenem Statute — entsprechend ihrer grundsätzlichen Stellung —
im Z 2 , alinsa 1 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896 als den politischen Be¬
hörden koordiniert erwähnt sind , doch für die Frage der Anwendbarkeit der
Gesetzesbestimmung , mit welcher dem Staate die Entschädigungsleistung für
Lebensmittelproben auferlegt wird , auf Probeentnahme durch Organe solcher
Städte überhaupt der Umstand wohl zu beachten sei, dass gemäß dem
Schlusssätze des Z 2 desselben Gesetzes der gesetzliche Wirkungskreis der mit
der Verwaltung der Gesundheits - und Lebcnsmittelpolizei betrauten auto¬
nomen Körperschaften , in erster Linie also der Gemeinden , aufrecht erhalten,
und der Staatsschatz keinesfalls berufen sei, Kosten von Amtshandlungen zu
tragen , welche und insoweit sie schon in diesen gesetzlichen Wirkungskreis der
Gemeinde fallen.

Diese Entscheidung wurde vom k. k. Ministerium des Innern aus ihren
Gründen bestätigt.

Der Werwaltungsgerichtshof musste die hiewider seitens der Gemeinde
Wun überreichte Beschwerde für begründet erkennen.

Wenn im Z 2, Absatz 1 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896 , R . -G --
Bl . Nr . 89 ex 1897 normiert wird , dass „ Auffichtsorgane , denen die im 8 3
bis 5 bezeichneten Befugnisse zustehen , die Organe der Politischen Behörden
(beziehungsweise Magistrate der Städte mit eigenem Statute ) oder die durch
ein allfälliges Landesgesetz hiezu bestimmten Organe der autonomen Körper¬
schaften find , so ist damit der Wille des Gesetzgebers klar dahin ausgesprochen,
dass außer den landesfürstlichen Behörden iind ihren Organen nur jene
Magistrate als Aufsichtsorgane in gedachter Richtung wirken sollen , welche
und soweit sie auf Grund eines Statutes als politische Behörden erster In¬
stanz oder auf Grund eines Landesgesetzes zu fungieren berechtigt sind.

Die in den 88 3 bis 5 umschriebenen Befugnisse werden sich also
angesichts dieser Bestimmung immer nur als eine den politischen Behörden
und können sich unter gar keinen Umständen als eine den Organen einer
autonomen Verwaltung als solchen znstehende Aufgabe darstellen , und die in
Erfüllung dieser Aufgabe vorgenommene Amtshandlung ist keine solche, welche,
wie die Statthalter « annimmt , in den selbständigen Wirkungskreis der Ge¬
meinde fällt . Von dieser Erwägung ausgehend und durch sie offenbar geleitet,
hat es der Gesetzgeber auch nicht für entsprechend gehalten , die Pflicht zum
Ersätze des Wertes der der Partei zu Probezweckeu abgenommenen Lebens¬
mittel der Gemeinde aufzubürden , und er hat daher auch im 8 3 , Absatz 4
in nicht falsch zu verstehender Art bestimmt , dass auf Verlangen der Partei
die fragliche Entschädigung in der Höhe des üblichen Kaufpreises vom Staate
zu leisten ist.

Schon angesichts dieser ganz allgemein und ohne jede Einschränkung
auf irgend welche Fälle aufgestellten Vorschrift muss es als gänzlich unthunlich
bezeichnet werden , aus dem Gesetze auf die Verpflichtung der Gemeinde Wien
zur Leistung der fraglichen Entschädigung schließen zu wollen . Allein auch
überdies ist die Anschauung der Behörden , wonach sich die in Rede stehende
Probeentnahme als eine von den Organen der Gemeinde Wien in Hand¬
habung der Gesundheits - und Lebensmittelpolizei , also im selbständigen
Wirkungskreise vorgenommene Amtshandlung darstelle , deren Kosten zu tragen
keinesfalls der Staatsschatz berufen sein könne , eine durchaus irrige . Aller¬
dings bestimmt der zur Begründung dieser Anschauung berufene Absatz 5 des
8 2 IsA . eit ., dass der gesetzliche Wirkungskreis der mit der Verwaltung der
Gesundheits - und Lebensmittelpolizei betrauten autonomen Körperschaften

hiedurch nicht eingeschränkt wird . Aber ohne dass es in Betracht gekommen
wäre , zu Prüfen , aus welche Bestimmung mit dem Demonstrativwörtchen
„hiedurch " hingedeutet werden wollte , schien es dem Verwaltungsgerichtshofe
klar , dass keinesfalls der Absatz 5 des 8 2 die Aufgabe haben könnte , der
Norm des Absatzes 1 desselben Paragraphen zu derogieren , welcher, wie sckiou
dargestellt wurde , als Träger der in den 88 3 bis 5 umschriebenen Befugnisse
allen die politischen Behörden ausstellt , die autonomen Organe als solche
aber , abgesehen von dem oben erwähnten Ausnahmsfalle , von diesen Be¬
fugnissen ausschließt.

Im Sinne dieser Erwägungen war die angefochtene Entscheidung als
gesetzlich nicht begründet aufzuheben.

l Nenfeslsctzilngdesüblichen Taglohnes (ß7 K .-B .-G .) .
Zufolge Magistrals -Beschluss vom 11 . April 1901 (M .-Z . 13684/XVIIl)

wurde seitens des Wiener Magistrates folgendes Schema des üblichen Tag-
' lohnes für das Wiener Gemeindegebiet mit der Geltung vom 1. Jänner 1902
- festgestellt:

I . Für männliche Arbeiter:
Jugendliche Hilfsarbeiter . 1 X 20 ü
Gewöhnliche Taglöhner . - . 2 „ 20 „
Prosessionshilssarbeiter . 2 „ 80 „
Professionisten (Gehilfen ) . 3 „ 50 „
Vorarbeiter . . 4 „ — „

II . Für weibliche Arbeiter:
Jugendliche Hilfsarbeiterinnen . I L — Ir
Hilfsarbeiterinnen (Taglöhnerinnen ) . 1 „ 60 „
Profesfionistinuen (Gehilfinnen ) . 2 „ — „
Vorarbeiterinnen , Manipnlantinnen rc . 3 „ — „

!
!
I

!
1
!

«.
Competenz zur Entscheidung über Connuissious

gebürenansprüche der k. k. Polizeiorgane.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthallcrei vom 26 . April 1900,

Z . 952 » (M .-Z . 36600/V ) :
Laut der an die k. k. Polizei -Direclion in Wien gerichteten Noten vom

1. December 1899 , Z . 202218 , 6 . December 1899 , Z . 193434 , und 12 . Jänner
1900 , Z . 190209 ex 1899 , hat der Wiener Magistrat die beanspruchte Zahlung
von Commissionskosten , welche anlässlich der Intervention polizeilicher Func-
tionäre gelegentlich der rücksichtlich Legung von Speisekabelu , beziehungsweise
behufs Ermittlung der Ausstellungsorte der Rohrmaste als nolhwendige Be¬
triebsanlagen für die städtischen Straßenbahnlinien vorgenommcuen Local¬
augenscheine ausgelaufen sind , unter Hinweis auf die Bestimmungen der
88 39 , 40 beziehungsweise 41 des Gesetzes vom 19 . December 1890 , L.-G .-Bl.
Nr . 45 , ab gelehnt.

Über die nun von der Polizei -Direction hievon erstattete Anzeige findet
die k. k. Statthalterei zu entscheiden , dass die Gemeinde Wien zur Zahlung
der oberwähnten Commissionskosten verpflichtet ist.

Gründe:
Die fraglichen Localverhandlungen bezwecken die Ermittlung der für die

Aufstellung der Maste für die elektrische Oberleitung geeigneten Punkte . Bei
diesen Verhandlungen intervenierte die Gemeinde Wien einerseits in der Eigen¬
schaft als Concessionärin der städtischen Straßenbahnen und Projectswerberin,
andererseits im selbständigen Wirkungskreise vom straßenpolizeiliche » Stand¬
punkte.

Nachdem die Amtshandlung im Interesse der Gemeinde Wien als Pro-
jectantin erfolgte , ist dieselbe auch zur Zahlung der Commissionskosten ver¬
pflichtet , wobei der Umstand , dass die Vertreter der Gemeinde bei der Commission
gleichzeitig auch in Vertretung der straßenpolizeilichen Interessen fungierten,
belanglos erscheint.

Die oben citierteu gesetzlichen Bestimmungen (88 46 , 47 und 48 des
neuen Wiener Gemeindestatutes vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 ) be¬
ziehen sich nur auf den gesetzlich umschriebenen ämtlichen Wirkungskreis der
Gemeinde und erscheinen , nachdem die Gemeinde bei den in Rede stehenden
Commissionen in erster Linie als Betriebsunternehmerin fungierte , die vom
Magistrate geltend gemachten Einwendungen nicht stichhältig und die bezogenen
Paragraphen des Gemeindestatutes nicht anwendbar.

Gegen diese Entscheidung ist der binnen vier Wochen , von dem dem Zu¬
stellungstage nächstfolgenden Tage an gerechnet , bei der k. k. n .-ö. Statthalterei
in Wien einzubringende „ Recurs an das k. k. Ministerium des Innern
zulässig " .

Über die hiegegen von der Gemeinde Wien ergriffene Berufung ist mit
dem Erlaffe der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 29 . April 1901 , Z . 28994,
folgende Entscheidung eingelangt:

„Mit den Zuschriften vom 1., 6 . nud 12 . December 1899 , Z . 202218,
Z . 193434 und Z . 190209 , hat der Wiener Magistrat die seitens der Wiener
Polizei -Direction begehrte Liquidierung von Kosten , welche durch d'.e Inter¬
vention von Polizeibeamten bei den am 5 ., 17 ./ 21 . und 24 . October , dann
am 20 . November 1899 vorgenommenen commissionellen Verhandlungen , be¬
treffend die Legung der Speisekabel und die Aufstellung der Rohrmaste für
einige städtische Straßenbahnlinien , erwachsen sind , abgelehnt ."

1*



60 Amtsblatt der k. k. Ncichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr . 70 , 30 . August 1901.

Diese Ablehnung brachte die Wiener Polizei -Direction unter dem
24 . Jänner 1900 , Z . 6009 , mit der Bitte zur Kenntnis der Statthalterei , zu
entscheiden , ob den Polizeiorganen anlässlich der erwähnten Intervention der
Anspruch auf eine Vergütung seitens der Privatinteresseitlen zustehe oder nicht,
eventuell wer zahlungspflichtig sei.

Hierüber hat die k. k. Statthaltern mit der Entscheidung vom 26 . April
1900 , Z . 9525 , ausgesprochen , dass die Gemeinde Wien zur Zahlung der in
Rede stehenden Commisstonskosten verpflichtet sei.

In Stattgcbung des hiegegeu von der Stadtgemeinde Wien eingebrachten
Necurses hat das k. k. Ministerium des Innern laut Erlasses vom 28 . März
1901 , Z . 8464 , nach mit dem k. k. Eisenbahnministerium gepflogenem ^ Ein-
vernehmen die angefochtene Entscheidung wegen Jncompetenz der k. k. Statt¬
haltern zur Fällung derselben außer Kraft zu setzen gefunden.

Denn die erwähnten commissionellen Amtshandlungen wurden im Hin¬
blicke darauf , dass die Detailbestimmungen über die Trace der Leitungen in
den der Gemeinde Wien gehörigen Straßen und Grundstücken , sowie die
genaue Feststellung der Punkte , wo einzelne Rohrmaste am Straßen - oder
Trottoirrande anfzuslellen sind , innerhalb des Rahmens des vom k. k. Eisen¬
bahnministerium genehmigten Projektes der Gemeinde überlassen worden sind,
von dem Wiener Magistrate nicht als in Eisenbahnangelegenhciten delegierter
politischer Behörde , sondern als Localpolizeibehörde , somit im selbständigen
Wirkungskreise der Gemeinde gepflogen.

In Consequenz dessen waren auch die eingangs bezogenen , die Kosten¬
liquidierung ablehnenden , Zuschriften des Wiener Magistrates , wie dies
übrigens schon in ihrer Überschrift zum Ausdrucke gebracht worden ist, als
im selbständigen Wirkungskreise der Gemeinde hinausgegebene Bescheide an-
znsehen , gegen welche gemäß Z 73 des Gesetzes vom 19 . December 1890,
L.-G .-Bl . Nr . 45 , beziehungsweise 8 80 des jetzt in Kraft stehenden Wiener
Gemeindestatutes der Beschwerdezug an den Wiener Stadtrath vorgesehen ist.

Die Stattbalterci war demnach nicht berufen , über den Bericht der
Wiener Polizei -Direction vom 24 . Jänner 1900 , Z . 6009 , welcher seinem
Inhalte nach sich als eine Beschwerde gegen diese magistratischen Bescheide
darstellte , mit einer meritorischen Entscheidung vorzugehen.

Hievon wird der Magistrat unter Rückschluss der Beilagen des Berichtes
vom 10 . November 1900 , Z . 110056 , mit dem Beifügen in die Kenntnis
gesetzt, dass die Verständigung der k. k. Polizei -Direction in Wien gleich¬

zeitig erfolgt . ^

Desinfektion der Viehtransportwaggvns.
Erlass der k. k. n .-ö. Slatthallere : vom 3. Mai 1901,

Z . 35571 (M .-Z . 37167/XV ) :
Zum Zwecke einer gleichmäßigen Handhabung der Bestimmungen des

Gesetzes vom 19 . Juli 1879 , R .- G .-Bl . Nr . 108 (Desinfektions -Gesetz) wird
der Magistrat aufgefordert , dafür Sorge zu tragen , dass die Eisenbahnstations-
Organe seitens der Beschau -Thierärztc von der Constatierung des Milzbrandes
oder der Notzkraukheit bei der Ausladung von Viehtrau sparten jederzeit sofort in
die Kenntnis gesetzt werden , damit die nach ß 2 des obeitielten Gesetzes vor-
geschriebene Vernichtung des Düngers und des Slrenmateriales des betreffenden
Waggons in der zugehörigen Dcsinfectiousanstalt durch die Organe ver¬
anlässt werden kann . Hiebei ist auch auf eine entsprechende Bezeichnung eines
derartig verseuchten Waggons hinzuwirken , um eine Verwechslung desselben
in der Desinfectionsanstalt zu vermeiden.

Jene politischen Bezirksbehörden aber , in deren Bereich sich Waggon-
Desinfectionsanstalten befinden , werden unter Einem angewiesen , darüber zu
wachen , dass die Vernichtung des Streumateriales und des Düngers aus den
verseuchten Waggons auch thatsächlich in vorschriftsmäßiger Weise Nattfindet.

Hiedurch findet auch der Bericht vom 5 . März 1901 , Z . 12589 , seine
Erledigung.

8 »
Verkehr der k. und k. Consularämter mit inländischen

Behörden.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Mai 1901,

Z . 36509 (M .-Z . 39306 ) :
Durch eine Mittheilung des k. k. Ministcrraihs -Präsidinms hat das

Ministerium des Äußern davon Kenntnis erhalten , dass Anfragen oder
Requisilionsschrcibe » inländischer Behörden an k. und k. Consularämter von
denselben oftmals sehr spät und erst nach wiederholten Urgenzc » ihre Erledi¬
gung finden.

Wenn nun auch die in solchen Fällen gepflogenen Erhebungen , insoweit
es sich um effektive k. und k. Consularvertretungen handelt , fast ausnahmslos
zu dem Ergebnisse geführt haben , dass die concrete Sachlage der einzelnen
Angelegenheiten die frühere Hinausgabe einer meritorischen Erledigung nicht
möglich erscheinen ließ , so hat sich das Ministerium des Äußern doch veranlasst
gesehen , an sämmtliche k. und k. Consularvertretungen eine Circularweisung
des Inhalts hinauszngeben , dass in Fällen , wo der meritorischen Erledigung
einer Requisition , fei dieselbe von Seile einer Behörde oder eines Staats¬
angehörigen der Monarchie eingebracht , Hindernisse im Wege stehen, der
Empfang des betreffenden Schreibens zu bestätigen ist, wobei gleichzeitig die
Gründe , welche einer sofortigen Erledigung im Wege stehen , anznführen sind.

Über Wunsch des Ministeriums , des Äußern , welches eine thunlichst durch¬
greifende Abstellung des erörterten Übelstandes anstrebt , sind zufolge Erlasses
des k. k. Ministeriums für Landesvertheidigung vom 20 . April 1901,

Nr . 9152/2190 II n , Fälle der Nichtbeantwortung oder der säumigen Erledi¬
gung amtlicher Zuschriften durch ein Consularamt , sofern das Ressort des
genannten k. k. Ministeriums in Betracht kommt , jeweils zur h. o. Kenntnis
zu bringen ; gleichzeitig ist jedoch dafür Sorge zu tragen , dass Rcquisitions-
schreiben der k. und k. Consularämter seitens der betreffenden inländischen Behörde
eine analoge Behandlung erfahren . Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirks-
hauptmannschasten in Niederösterreich , den Wiener Magistrat , die Stadträlhe
in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs und die k. k. Polizei -Directio»
in Wien.

S.
Sanitätspolizeiliche Vorschriften zur Verhütung
von Infektionen anlässlich fachtechnischer Unter¬

suchungen re.
Verordnung des Ministeriums des Innern im Einvernehmen

mit dem Ministerium für Culkus und Unterricht vom II . Mai
1901 , mit welcher sanitätspolizciliche Vorschriften zur Verhütung
von Jnfectionen anlässlich der fachtcchnischen Untersuchung und
Verwertung von Objecten , welche Keime der auf Menschen all¬
gemein übertragbaren Anstecknngskrankheiten enthalten , erlassen
werden (R .-G .-Bl . Nr . 49 ) :
Entnahme und fachtechnischc Verwertung infektiöser Untersuchungsobjecte.

1. Die Entnahme und fachtechnische Verwertung von Untersuchungs-
objecten von Kranken , welche der Ansteckung mit allgemein übertragbaren
Jnfectionskrankheiten , wie Blattern , Scharlach , Masern , Diphtherie , Keuch¬
husten , Bauch -, Fleck- und Rückfalltyphus , Pest , Cholera , Lepra , Ruhr , Gelb¬
fieber , Milzbrand , Rotz , Lyssa, Rathlaus , epidemischer Genickstarre verdächtig
oder mit solchen behaftet sind , ferner von Leichen a » derlei Jnsectionskrauk-
heiten Verstorbener , von Thieren , thierischen Cadavern und Gegenständen,
welche mit auf Menschen allgemein übertragbaren Ansteckungskeimen inficiert
erachtet werden , darf nur durch die hiezu berufenen Ärzte beziehungsweise
Thierärzte unter genauer Beobachtung der hinsichtlich der betreffenden In¬
fektionskrankheit erlassenen Vorschriften und unter Anwendung aller von der
Wissenschaft gebotenen Vorsichten erfolgen , durch welche sowohl die Insertion
der eigenen Person als auch jeuc anderer vermieden werden kann.

Einfache mikroskopische Untersuchung.
2 . Die unmittelbare mikroskopische Untersuchung der entnommenen Unter¬

suchungsobjecte zu diagnostischen Zwecken ist Ivo möglich am Orte der Ent¬
nahme des Uutersuchunqsmateriales selbst oder doch an isolierter Stelle und
in isolierter Weise derart vorzunehmen , dass sofort nach vollzogener Unter¬
suchung alle Reste und Spuren inficierlen Materiales durch thermische oder
chemische Vernichtung der Kraukheitskeime verlässlich unschädlich gemacht werden.

Geschäftsmäßiger Privatbetrieb mikroskopisch -diagnostischer Untersuchungen.
3 . Die geschäftsmäßige Vornahme einfacher mikroskopischer Untersuchungen

zu diagnostischen Zwecken , und zwar mit Ausschluss aller Cultur - und Thier¬
versuche ist nur über besondere Bewilligung des Ministeriums des Innern
jenen Fachmännern gestattet , welche nach dem Gutachten des Obersten Sauitäts-
rathes hiezu die vollständige wissenschaftliche Qualifikation besitze» und nach¬
gewiesen haben , dass sie über die geeigneten Untersuchungs -Localiläten ver¬
fügen.

Mikroskopische Untersuchungen über die Erreger der Pest , Cholera , des
Gelbfiebers , der Blattern und des Flecktyphus sind von dieser Bewilligung
ausgeschlossen.

Bakteriologische Untersuchungen mit Cultur - und Thierversuchen.
4 . Mit Cultur - und Thierversuchen verbundene dacteriologische Unter¬

suchungen von Materialien , welche infektiöse Mikroorganismen enthalten,
dürfen grundsätzlich nur in hiefür besonders eingerichteten Jnstituts -Localilätcn
vorgenommen werden.

Derlei Institute bedürfe » , insofern dieselben nicht als Staatsanstallen
durch staatliche Behörden im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
als Oberster Sanitätsbehörde errichtet sind, einer besonderen , nach Einholung
des Fachgutachtens des Obersten Sanitätsrathcs ertheilten Genehmigung des
Ministeriums des Innern.

Leitung der Institute sür bakteriologische Untersuchungen.
5 . Vorstand eines Institutes für die im Punkt 4 bezeichneten bacterio-

logischen Untersuchungen kann in der Regel nur ein ärztlicher Fachmann sein,
welcher nebst der erforderlichen theoretischen und praktischen bakteriologischen
Ausbildung die in das Gebiet der Infektionskrankheiten einschlägigen Kennt¬
nisse besitzt.

Die ausnahmsweise Zulassung nichtärzUicher Personen bleibt dem Mini¬
sterium des Innern nach Einholung des Gutachten des Obersten Sanitäts-
rathes Vorbehalten.

Der Vorstand ist für den gesammten Betrieb des Institutes und für die
Beobachtung aller bezüglichen Vorschriften persönlich verantwortlich.

In jeder solchen Anstalt muss sür den Fall der zeilweisen Abwesenheit
oder einer Verhinderung des Vorstandes ein fachlich vollkommen qualificierter
Vertreter desselben , welcher der Vorgesetzten politischen Behörde namhaft zu
machen ist, zur verantwortlichen Leitung des Institutes bestellt sein.
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Bedienstete des Institutes.
6 . Als Hilss - und Dienstperfouale dürfen nur Physisch gesunde , intelligente

und durchaus verlässliche , von moralischen Gebrechen , insbesondere von Trunk¬
sucht freie Personen verwendet werden.

Instructionen.
7. Der Wirkungskreis dieses Hilss - und Dienstpersoaales ist vom Vor¬

stande in besonderen Instructionen genau zu begrenzen und ist die pünktliche
Befolgung der Vorschriften vom Vorstande , beziehungsweise von dessen Stell¬
vertreter zu überwachen.

Diese Instructionen , welche in der Anstalt an geeigneter Stelle zu
asfichieren sind , müssen die zur Vermeidung von Insertionen bei den bakterio¬
logischen Untersuchungen und Manipulationen zu beobachtenden Vorsichts¬
maßregeln enthalten.

Einrichtung und Betrieb der Institute.
8 . Die Einrichtung der Anstalt muss so beschaffen und ihr Betrieb

derart geordnet sein , dass einerseits eine Gefährdung der daselbst beschäftigten
Personen , andererseits eine Verschleppung von Jnfectionsstoffen nach außen
zuverlässig hintangehalten wird . Die Anstaltsräume dürfen nicht in Wohn¬
gebäuden , und in Spitälern nicht neben Krankenzimmern oder Wohnungen
untergebracht sein , und müssen nachstehende besondere Einrichtungen besitzen:

a) Für die bakteriologischen Arbeiten mit Cullur - und Thierversuchen müssen
in der Regel mehrere isolierte Räume zur Verfügung stehen , welche von
fremden Personen nicht ohne Wissen des Vorstandes , beziehungsweise
seines Stellvertreters betreten werden können,

d ) Diese Räume müssen gut ventilierbar sein . Der Fußboden , die Tische
für die Thiervcrsuche und Thiersectionen , sowie die Gefäße sür die Auf¬
nahme von Abfällen und sonstigen nicht mehr gebrauchten inficierten
Objecten muffen aus undurchlässigem Materiale bestehen , welches leicht
gereinigt und desinficiert werden kann . Auch die Wände der Arbeits¬
räume sind so herzustellen , dass sie leicht desinficiert werden können,

o) Es muss Vorsorge getroffen sein, dass inficierte Objecte in undesinfi-
ciertem Zustande ans diesen Räumen nicht hinausgelangen können.

Die Cadaver sowohl der inficierten als aller in den Untersuchung ? -
ränmen gehaltenen Thiere sind entweder chemisch oder durch Kochen zu
sterilisieren oder sofort zu verbrennen . Zu letzterem Zwecke soll ein ge¬
eigneter Verbrennungsofen zur Verfügung stehen,

ä ) Die in den bacteriologischen Arbeitsräumen beschäftigten Personen haben
geeignete Überkleider zu tragen , welche vor dem Verlassen der Arbeits-
räums abzulegen und sofort in eigenen Schränken zu verwahren sind.

Die )e Überkleider sind nach jeder wahrnehmbaren Verunreinigung
mit Jnfectionsstoffen und außerdem jedesmal , bevor sie gewaschen be¬
ziehungsweise gewechselt werden , der zuverlässigen Desinfection zu unter¬
ziehen.

Die in den erwähnten Arbeitsräumen beschäftigten Personen dürfen
dieselben erst nach vollständiger Reinigung der unbekleideten und nach
Desinfection der mit infectiösen Substanzen in Berührung gekommenen
Körpertheile verlassen . Essen , Trinken und Rauchen ist in diesen Räumen
verboten.

s ) Inficierte Thiere sind derart zu verwahren , dass ein Entkommen derselben
unter allen Umständen vollkommen ausgeschlossen ist.

Die zur Verwahrung derselben dienenden Käfige oder Behälter
müssen so beschaffen sein , dass ein Verschleudern und Verstauben in¬
fektiöser Abfälle sicher vermieden wird . Dieselben müssen ferner leicht zu
reinigen und zu desinficieren sein . Falls deren Unterbringung nicht
innerhalb des Laboratoriums stattfindet , müssen hiefür isolierte , fremden
Personen nicht zugängliche Stallungen mit undurchlässigem und leicht
desinficierbarem Boden vorhanden sein.

Vorgehen bei Erkrankungen des Anstaltspersonales.
9 . Die in bacteriologischen Instituten beschäftigten Personen sind ver¬

pflichtet , jede Erkrankung sofort dem Vorstande anzuzeigen und bis zur Fest¬
stellung der Diagnose und Entscheidung über eine etwaige sanitälspolizeiliche
Anordnung in isolierter Pflege zu verbleiben.

In diesem Falle ist der Vorstand , beziehungsweise dessen Stellvertreter
verpflichtet , sich sofort durch ärztliche beziehungsweise bacteriologische Unter¬
suchung von der Natur der Krankheit die Überzeugung zu verschaffen und im
Falle des Verdachtes einer Jnfection die Anzeige an die politische Behörde zu
erstatten.

Kann der Verdacht auf eine Infektionskrankheit nicht mit voller Sicher¬
heit ausgeschlossen werden , so ist der Erkrankte sofort unter strenge Isolierung
und Beobachtung zu setzen, und müssen auch nebst der unverzüglichen Anzeige
des verdächtigen Falles an die zuständige politische Behörde , bis zur Ver¬
fügung durch dieselbe , alle jene Maßregeln eingeleitet werden , welche bei
Verdacht auf eine Jnfectionskraiikheü in sanilätspolizeilicher Beziehung vor¬
geschrieben beziehungsweise angezeigt sind.

In jenen Fällen , in welchen sich der Laboratoriums -Vorstand selbst an
den Untersuchungen betheiligt , gelten in sinngemäßer Weise auch für ihn die
in den vorstehenden Absätzen angeführten Anordnungen.

Anstalten für bacteriologische Untersuchungen auf Cholera , Pest , Gelbfieber,
Blattern und Flecktyphus.

10 . Bacteriologische Untersuchungen jeder Art übe - die Erreger von
Cholera und Pest , sowie von Gelbfieber , Blattern und Flecktyphus , mit Aus¬
nahme der im Z 2 angeführten diagnostischen Untersuchungen , dürfen nur in
hiefür bestimmten staatlichen oder staatlich autorisierten Instituten vorgenommen
werden.

, Für den Betrieb dieser Anstalten sind außer den sub 8 und 9 aus¬
gezählten Bedingungen noch nachstehende vorgeschrieben:

u) Die Arbeiten müssen in besonderen Untersnchungsräumen vorgenommen
werden , welche durch eine Hauptthüre abschließbar sind und zu welcher
der Vorstand oder dessen Stellvertreter den bloß sür diese Thüre passenden
Schlüssel zu verwahren hat.

Diese Räume müssen ferner für sich allein mit allen denjenigen
Einrichtungen und Instrumenten ausgestattet sein , welche für die Unter¬
suchungen von Mikroorganismen der vorerwähnten Art und sür die
Vornadme von einschlägigen Thierversuchen erforderlich sind.

Die Ventilationsöffnungen sind durch engmaschige Drahtschutzgitter
gegen das Eindringen kleiner Thiere zu versichern , desgleichen die Fenster
durch entsprechenden Gitterstoff gegen das Eindringen von Jnsectcn ver¬
wahrt zu halten.

b ) Alle erforderlichen Desinfektionen sind , soweit inficierte Objecte in Be¬
tracht kommen , durch die für das Institut bestellten Ärzte selbst unter
Verantwortung des Laboratoriumsvorstanües . beziehungsweise seines
Stellvertreters auszuführen.

Diener dürfen nur unter Aufsicht und Verantwortung der unter¬
suchenden Ärzte zu Verrichtungen herangezogen werden , bei denen sie
eventuell mit infectiösen Objecten in Berührung kommen können,

o) Die bei den Untersuchungen beschäftigten Personen sind , falls eine wirk¬
same und ungefährliche Art der Schutzimpfung bekannt ist, in ent¬
sprechenden Intervallen einer solchen zu unterziehen.

c>) Die in diesen Anstalten beschäftigten Personen haben außer den Über¬
kleidern auch Überschuhe zu tragen , welche in gleicher Weise wie die
Überkleider zu behandeln sind.

s ) Dem verwendeten Hilfspersonale (Laboranten , Diener ) sind während der
ganzen Dauer seiner Zuweisung zur Dienstleistung in solchen Instituten
vollkommen isolierte und mit einem eigenen Aborte versehene Wohnungen
innerhalb des Institutes oder möglichst nahe am Institute anzuweisen.
Keinesfalls dürfen diese Personen während der genannten Zeit in einem
Privathause wohnen.

Versendung von infectiösen Untersuchnngsobjecten an Institute.
11 . Objecte , welche für Menschen infektiöse , noch virulente Keime ent¬

halten , dürfen nur von den hiezu Berechtigten , im Punkte 1 angeführten ärzt¬
lichen Organen oder von den zur Untersuchung autorisierten Instituten an die
amtlich bezeichneten Untersuchungsstellen oder an autorisierte Üntersuchungs-
institute versendet oder von letzteren an andere derartige Institute abgegeben
werden.

Die Versendung dieser Objecte darf nur in einer solchen Verpackung
stattfinden , durch welche eine Beschädigung beim Transporte sicher ausgeschlossen
und die Gewähr geboten ist, dass bei einem etwaigen Zerbrechen der Gefäße
ihr Inhalt nicht Uber die Ümhülluiig nach außen gelangen kann.

Hiezu eignen sich dickwandige Glasgefäße mit eingeschliffenem Glasstöpsel,
welcher mit feuchter Thierblase oder Kautschukstoff zu überbinden ist. Die das
infectiöse Object einschließenden Gefäße sind deutlich zu signieren und mit
einem von Desinfectionsflüssigkeit durchtränkten Stoffzenge umhüllt unter Be¬
nützung eines elastischen Verpackungsmateriales (Watte , Holzwolle , Häcksel,
Stroh rc .) in einem festen, undurchlässigen Behälter bruchsicher zu verpacken.

Für die Ausfolgung der bei den Zollämtern aus dem Auslände an-
kommenden derartigen Sendungen an die Institute gelten die diesfalls er¬
lassenen Vorschriften und Vorsichtsmaßregeln.

Der Inhalt der Sendung ist stets zu deklarieren und der Name des
Absenders anzugeben.

Verkehr mit Präparaten aus nicht virulenten Mikroorganismen.
12 . Zum Vertriebe angefertigte mikroskopische Baclerienpräparate (Deck¬

glaspräparate ) und Bacterienculturen , welche keine virulenten infectiösen Mikro¬
organismen enthalten , jedoch ans infektiösem Materiale hergestellt werden,
dürfen nur in den autorisierten Instituten erzeugt werden.

Strafbestimmungen.
13 . Übertretungen dieser Verordnung werden , insofern nicht Bestimmungen

des Strafgesetzes Anwendung finden , nach Maßgabe der Ministerial -Verordnung
vom 30 . September 1857 (R .-G .-Bl . Nr . 198 ) geahndet.

Schlussdestimmungen.
14 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Kraft.

(St .-Z . 43815 , M .-Z . 47272/V1II .)

10 .
Amtlicher Aufdruck vou Stempelwertzeichen auf

unbeschriebenes Papier oder Blankette.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . Mai

1901 , Z . 34402 (M .-Z . 46443/III ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 5. April 1901,

Z . 10888 , hat das k. k. Finanzministerium unter Beziehung auf die Ver¬
ordnung vom 23 . Februar 1900 , R .-G .-Bl . Nr . 36 , mit welcher vom 1. April
1900 an der amtliche Aufdruck von Stempelwertzeichen beim Central -Stempel-
amte in Wien bis zum Betrage von 500 L , bei einigen anderen Abstempelungs¬
stellen bis zum Betrage von 50 ü auf unbeschriebenes Papier (d. i. ganz
leeres Papier oder unbeschriebene Blankette ) eingeführt wurde , zur Beseitigung
aufgetauchter Zweifel Nachstehendes angeordnet:
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1. Eine Entwertung der aufgedruckten Stempelzeichen durch Überschreiben,
Überstempeln oder Durchkreuzen ist nicht erforderlich.

2. Bei mit dem Stempelaufdrucke versehenem leeren Papiere oder bei
mit dem Stempelaufdrucke„ersehenen Blanketten (8 1, lit . b, Z. 1 und 2 der
Verordnung) muss die Schrift in der Regel auf der mit dem amtlichen
Stempelaufdruck versehenen Seite des Papieres oder Blankettes begonnen
werden; eine Ausnahme hievon findet nur dann statt, wenn bei Blanketten
von Wechseln oder denselben in Bezug auf die Gebürenpflicht gleichgehaltenen
kaufmännischen Urkunden der Stempelausdruck auf der Rückseite des Blankettes
vorgenommen wurde.

3. Zum Aufdrucke von Stempelwertzeichen auf leeres Papier dürfen —
zum Unterschiede von Blanketten — nur ganze oder halbe Papierbogen
normalen Kanzleiformates zugelassen werden.

4. Der Umtausch solcher Stempelwertzeichen, beziehungsweise die Ersatz¬
stempelung für auf verdorbenem Papiere angebrachte Stempelzeichen, darf nach
Maßgabe der im übrigen hiefür bestehenden Vorschriften durch das Stempelamt
im eigenen Wirkungskreise nur gegen Beibringung des seinerzeit zur Ab¬
stempelung gebrachten, vollständigen, mit dem Stempelaufdrucke versehenen
Papieres, d. i. also des ganzen oder halben Papicrbogens, des vollständigen
Blankettes oder Handels-Gewerbebuches vorgenommen werden.

Die Entrichtung der Stempelgebür durch den Stempelaufdruck, welcher
die Parteien der Manipulation mit den Stempelmarkenenthebt, empfiehlt sich
insbesondere in Wien zur Benützung durch die Staatsverwaltung und ihre
Organe bei Ausstellung von Quittungen, Zeugnissen re.

Behufs Erwirkung des Stempelaufdruckes sind lediglich die leeren Papier¬
bogen oder Blankette, und zwar bei mehr als 10 Stück unter Anschluss einer
beim Central-Stempelamte (Wien, I .. Riemergasse7) erhältlichen Anmeldung
beizubringen, worüber vom Stempelamte sofort im kurzen Wege der Aufdruck
geleistet werden wird.

11.
Stempelbehandlnng der den Sustentationsreversen
der Einjährig Freiwilligen -Aspiranten beigesetzten

behördlichen Bestätigungen.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 28. Mai 1901,

Z. 41369 (M .-Z . 44671/XVI ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverlheidigung vom

3. Mai 190t, Z. 13587, hat das k. k. Finanzministerium aus Anlass einer
gestellten Anfrage, betreffend die Stempelbehandlung der den Sustentations¬
reversen der Einjährig-Freiwilligen-Aspiranten beigesetzten Bestätigungender
politischen Behörden, fämmtlichen Finanz-Landesbehörden zur Verständigung der
politischen Behörden über die Richtigkeit der im Reverse enthaltenen Angaben,
beziehungsweise über die Vermögensverhältnissedes Reversausstellers die
bedingte Gebürenfreiheit nach T.-P . 102 des Gewerbegesetzes genießen.

Dagegen unterliegen Bestätigungen der politischen Behörde Uber die
Echtheit der Unterschrift des Reversausstellersder Gebür nachT.-P . 66a an
des Gesetzes vom 13. December 1862, R.-G.-Bl. Nr. 89.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich, an Ken Magistrat in Wien und an die Stadträlhe in Wiener
Neustadt und Waidhofena. d. Abbs.

12 .
Zur Hintanhaltnng der Verwechslung von Arznei

mittel «.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterci vom 8. Juni 1901,

Z . 45640 (M .-Z . 48727/VIII ) :
In einer öffentlichen Apotheke Galiziens ist kürzlich infolge verbots¬

widriger Herstellung eines lukusum sonnae eum manna durch Auflösung
eines bereit gehaltene» Lxtraetnm oonuas o. manna. anstatt durch die ver¬
schriebene Jnfundierung eine Verwechslung mit Lxtraetum sxü erfolgt und
hiedurch der Tod eines Kindes verursacht worden.

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Jnuern vom 17. Mai 1901,
Z. 12491, ist dieser Vorfall allen Apothekern und den Hausapotheken
führenden Ärzten mitzutheilen, und die Ministerial-Verordnung vom 18. Mai
1898, R.-G.-Bl. Nr. 85, Uber die Signierung der Standgesäße, sowie der
Miuisterial-Erlass vom 2. Jänner 1900, Z. 9364 sx 1899, in Erinnerung
zu bringen, nach welchem die Verwendung von pharmacentischen Präparaten
(Lxirsotsu ) zur Bereitung von Pseudo-Jnfusen und Pseudo-Decocten rc.,
sowie jede Substitution von Arzneimitteln und Arzneiherstellungen an Stelle
der ärztlich verordneten Dispensation unbedingt verboten und im Übertretunqs-
falle strengstens zu ahnden ist.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaften, der Wiener Magistrat,
die magistratischen Bezirksämter in Wien, die Stadträlhe in Wiener-Neustadt
und Waidhofen an, der Ubbs, die k. k. Polizei-Dwection in Wien, die Wiener
Ärztekammer, die Ärztekammer für Niederösterreich mit Ausnahme von Wien,
das Wrener Apotheker-Hanptgremium, die Apotheken-Filialgremien für das
Viertel unterm Wienerwald in Baden, für das obere Wienerwald-Viertel in
Melk, für das Viertel unterm Manhartsberg in Stockerau, für das Viertel
oberm Manhartsberg in Stein an der Donau iu Kenntnis gesetzt.

IS.
Stempelpflicht der Gesuche um Zusicherung der Auf¬

nahme iu den Heimatsvrrband.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 13. Juni 1901,

Z. 49423 (M .-Z. 49711) :
Anlässlich einer gestellten Anfrage hat das k- k. Finanzministerium mit

Erlass vom 4. April 1901, Z. 14548, ausgesprochen, dass die von Ausländern
oder Personen, deren Staatsbürgerschaftnicht nachweisbar ist, im Sinne des
8 5 des Gesetzes vom 5. December 1896, R.-G.-Bl. Nr. 222, zum Behufs
der Erlangung der österreichischen Staatsbürgerschaftüberreichten Gesuche um
die Zusicherung der Aufnahme in den Heimatsverband einer Gemeinde der
Stempelgebür von 1 L von jedem Bogen (T.-P . 43, lit . a, Z. 2 des Gesetzes
vom 13. December 1862, R.-G.-Bl. Nr. 89) unterliegen, wogegen die Gesuche,
mit welchen die genannten Personen nach erwirkter österreichischer Staatsbürger¬
schaft um die Anerkennung der Wirksamkeit der zugesicherlen Aufnahme in den
Heimatsverband einschreiten, nach 8 4 des citierten Gesetzes vom Jahre 1896
gebürenfrei sind.

Hievon werden alle Bczirkshauvtmannschaften, der Wiener Magistrat und
die Stadträlhe in Waidhofena. d. Ubbs und Wr.-Neustadt zufolge Erlasses
des k. k. Ministeriums des Innern vom 29. Mai 1901 aä Z. 12846 behufs
Verständigungder mit der Matrikenführnngbetrauten Organe und Ämter,
erstere auch zur Verständigung der Gemeindeämter, in Kenntnis gesetzt.

14 .
Verwendung von Stoffabiällen und Hadernzeug zum

Putzen von Maschinenbestandtheilen.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 14. Juni 1899,

Z . 43227 (M .-Z . 110573/VIII ox 1899) :
Auf Grund gepflogener Erhebungen über die Verwendung von Stoff¬

abfällen und Hadernzeug zum Putzen von Maschinenbestandtheilen in Gewerbe¬
betrieben hat das Ministerium des Innern nach Einholung des Fachgutachtens
des Obersten Sanitätsralhes mit dem Erlasse vom 30. April 1899, Z. 35069
ex 1898, darauf hingewiesen, dass die Verwendung eines derartigen Putz¬
materiales, wenn dasselbe nicht vorher mindestens durch nachhaltiges Äuskochen,
welches jedoch auf zur Speisebereitung dienenden Herde» nicht staltfinden darf
— von ansteckungsfähigen Krankheitskeimen befreit wurde, die Gesundheit der
dasselbe verwendenden Arbeiter durch Jnfectionen bedroht und zur Verbreitung
von AnstecknngskrankheitenAnlass zu bieten vermag.

Das I. k. Ministerium des Innern bat weiters darauf aufmerksam
gemacht, dass es in vielen Fällen zweckmäßiger und ökonomischer sein wird,
wenn statt des Hadernmateriales Fließpapier bei den Putzarbeiten zur Ver¬
wendung gelangt.

Wird beim Putzen der Maschinenbestandtheile Terpentinöl verwendet, so
empfiehlt es sich, dass zum Schlitze der damit hantierenden Arbeiter flüssigkeits¬
dichte Handschuhe in Verwendung gelangen und für energische Lllfrung des
Arbeitsraumes zur Verdauung der reizenden Dämpfe des Terpentinöls
gesorgt werde.

Nachdem das Terpentinöl im allgemeinen, insbesondere aber das un¬
gereinigte Terpentinöl durch seinen Reiz verursachende Einwirkung auf die
Haut zu schmerzhaften und langwierigen Hauterkrankungen zu führen Pflegt,
wäre die Verwendung desselben in den Industriebetrieben thunlichst ein¬
zuschränken.

Selbstverständlich ist es in Betrieben, wo Putzmittel in großem Umfange
Verwendungfinden, nöthig, dass die mit den Putzarbeiten beschäftigten Arbeiter
zur entsprechenden Hautpflege angehalten, und dass denselben die hiezu er¬
forderlichen Utensilien zur jedesmaligen Reinigung nach Beendigung der Arbeit
geboten werden.

Auf diese von fachmännischer Seite hervorgehobenen Umstände wird der
Magistrat zufolge des eingangs citierten Erlasses des k. k. Ministeriums des
Innern und mit Beziehung auf den Bericht vom 30. Jänner 1896, Z. 184742
sx 1895, zur weiteren Veranlassungmit der Aufforderungin die Kenntnis
gesetzt, das städtische Sanitätspersonale anznweisen, in Hinkunft auch der Ver¬
hütung von Gesundheitsschädigungen ans den besprochenen Gebiete die vollste
Beachtung zuzuwenden.

An die k. k. Gewerbe-Jnspectorate des I. und II . Anfsichtsbezirkes in
Wien, welche zur Überwachung der Gewerbebetriebe in erster Linie berufen
sind, ergehen von h. a. unter einem die gleichen Weisungen.

Hievon ist auch der „Fachverein für geprüfte Maschinisten, Maschinen¬
wärter, Dampfkesselheizerund deren Mitarbeiter in Niederästerreich" mit Be-
ziehung auf die von diesem Vereineh. a. überreichte Eingabe vom3. September
1895 in die Kenntnis zu setzen.

15
Regelung des Verkehres mit Schwerfuhrwerk i«

mehreren Straßen des RV . Gemeindebezirkes.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 20. Juni 1901,

M .-Z. 24214/XIV:
Auf Grund des 8 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24. März

l900^ L.-G - und V.-Bl. Nr. 17, wird der Verkehr mit Schwerfuhrwerk in
der Starhemberggaffe im IV. Bezirke in der Strecke zwischen der Rainergasse
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und Mayerhosgaffe und in der Rainergasse im IV . Bezirke in der Strecke
zwischen der Johann Straußgaffe und Favoritenstraße verboten.

Für den Schwerfuhrwerksverkehr von der Favoritenstraße zur Wiedener
Hauptstraße und Matzleinsdorferstraße wird die Fahrroute Starhemberggaffe,
Kolschitzkygasse, Schönburgstraße , Seisgaffe , Johann Straußgaffe , Rainergasse,
Blechthurmgaffe und umgekehrt vorgeschrieben.

Von dem obigen Verbote ist nur jenes Fuhrwerk ausgenommen , welches
tue Zu - und Abfuhr von Gütern für die in den vorbezeichneten Straßen¬
strecken ansässigen Wohnparteieu und Gewerbetreibenden besorgt.

Diese Kundmachung erlangt mit der Eröffnung des Betriebes auf der
Straßenbahnlinie in der Rainergaffe Wirksamkeit , gleichzeitig tritt die Kund¬
machung vom 24 . März 1897 , Z . 167810 ex 1896 , außer Kraft.

Übertretungen dieser Anordnungen werden nach Z 100 des Gemeinde¬
statutes für Wien mit Geldstrafen zu Gunsten des allgemeinen Versorgungs-
fondes bis zum Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen
geahndet.

L« .
Zuziehung von Sachverständige » im Administrativ-

verfahren über landwirtschaftliche Agenden.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juni 1901,

Z . 53772 (M .-Z . 52996/XV ) :
In den Kreisen der landwirtschaftlichen Bevölkerung sind in der letzten

Zeit wiederholt Klagen laut geworden , dass die politischen Behörden I . Instanz
bei Handhabung der die Landwirtschaft berührenden Gesetze von der Heran¬
ziehung landwirtschaftlicher Sachverständigen absehen und infolgedessen wegen
Mangels eingehender Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse den thatsächlichen
Bedürfnissen und den Interessen der Landwirtschaft nicht immer ausreichend
Rechnung tragen.

Die hieraus sich ergebenden Übelstände haben dem Landwirtschaftsrathe,
welcher sich mit dieser Angelegenheit eingehend befasst hat , Anlass zu dem
Wunsche geboten , dass die politischen Bezirksbehörden in den ihrer Verfügung
oder Entscheidung unterliegenden landwirtschaftlichen Angelegenheiten land¬
wirtschaftliche Fachorgane thnnlichst heranziehen mögen.

Um den vorgebrachten Beschwerden für die Zukunft vorzubeugen , wird
der Wiener Magistrat über Erlass des k. k. Ackerbauministeriums vom

6 . Juni 1901 , Z . 2I98I , angewiesen , in allen Fällen , in denen es sich um
Entscheidungen oder Verfügungen in landwirtschaftlichen Angelegenheiten
handelt und die Zuziehung von Sachverständigen im Gesetze vorgeschrieben
oder im Hinblick auf die allgemeinen Grundsätze des Administrativverfahrens
geboten erscheint , landwirtschaftliche Sachverständige einzuvernehmen.

Hiebei wird es sich empfehlen , wegen der Wahl der in einzelnen Fällen
heranzuziehenden Sachverständigen die Mitwirkung der im Bezirke etwa be¬
stehenden landwirtschaftlichen Corporationen in Anspruch zu nehmen , insoweit
dies mit Rücksicht auf die Beschaffenheit des Falles ohne Zeitverlust und ohne
Kostenvermehrung möglich ist.

Diese Weisung ergeht an sämmtliche k. k. Bezirkshanptmannschaften in
Niederösterreich , an den Wiener Magistrat , im Wege des letzteren an alle
magistratischen Bezirksämter in Wien , endlich an die Stadträthe in Wiener-
Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs.

17 .
Verpflcgstaxen im Allgemeinen öffentlichen Kranken¬
hanse in Oberhollabrunn und die Einführung von

drei Verpflegsclasse » in diesem Krankenhause.
Kundmachung des k. k. n.-ö. Statthalters vom 29 . Juni

1901 , Z . 53703 (M .-Z . 54122/XVI ) :
Ter n .-ö. Landes -Ausschuss hat im Einvernehmen mit der k. k. n .-ö.

Statthalterei die für das Allgemeine öffentliche Krankenhaus in Oberholla¬
brunn per Kopf und Tag festgesetzte Verpflegsgebür vom 1. Juli 1801 an¬
gefangen , und,zwar für Erwachsene auf den Betrag von 2 X , für Kinder
unter 4 Jahren auf den Betrag von 1 X erhöht.

Gleichzeitig wurde der Einführung von weiteren zwei Verpflegsclaffen in
diesem Krankenhause , und zwar mit einer täglichen Verpflegstaxe von 10 X
für die erste Classe und von 6 X für die zweite Claffe zugestimmt . Für die
dritte Claffe gellen die zuerst bezifferten , nunmehr erhöhten Gebüren.

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

18 .
Regelung des Wagenverkehres ans dem erweiterten

Kärnthnerthormarkte.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom Juli 1901,

M .-Z . 46656/XIV:
Auf Grund des Z 100 des Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl.

Nr . 17, wird angeordnet:
I . Die zum Kärnthnerthormarkte einbezogene Fläche auf der Wienfluss¬

einwölbung von der ehemaligen Leopoldsbrücke bis zu der oberhalb der Ver-
kaufshülte der Dampffischerei -Gesellschaft „ Nordsee " führenden Straße ist dem
allgemeinen Fuhrwerksverkehre entzogen , und nur Marktfuhrwerke dürfen auf
derselben einfahren.

2 . Die Einfahrt der Marktfuhrwcrke bat nur von der Seite der ehe¬
maligen Leopoldsbrücke , die Ausfahrt nur auf der der genannten Fisch¬
verkaufshütte zugewendeten Seite zu erfolgen.

3 . Das Radfahren ist auf der im Punkte 1 genannten Fläche gänzlich
untersagt ; Radfahrer , welche den Markt besuchen wollen , haben ihr Rad auf
dem Aufstellungsplatze zurückzulassen.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zu 400 X
oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen bestraft.

1».
Generalkonsulat von Peru.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 2. Juli 1901,
Z . 4177/Pr . (M .-Z . 54443 ex 1901 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . Juni 1901,
Z . 4587/M . I ., wurde der hiesige Hof - und Universitäts -Buchhändler Oskar
Ritter v. Hölder mit der zeitweisen Vertretung des Generalconsuls der
Republik Peru in Wien Robert Pornitz betraut.

Hievon erfolgt mit dem Beifügen die Verständigung , dass Oskar Ritter
v. Hölder vorkommendeufalles als interimistischer Gereut des General-
consulates der erwähnten Republik anzuerlennen und zur Ausübung seiner
Function zuzulassen ist.

2«.
Refundierung von an französische Staatsangehörige

verabfolgten Unterstützungen.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3 . Juli 1901,

Z . 54570 (M .-Z . 28967/Xl ) :
Aus Anlass eines speciellen Falles , in welchem es sich um die Re-

fundierung einer von einer ungarischen Sladtgemeinde einem französischen
Staatsangehörigen verabfolgten Unterstützung Handelle , hat die k. u . k. Bot¬
schaft in Paris dem k. u . k. Ministerium des Äußern berichtet , dass nach der
französischen Gesetzgebung weder den staatlichen , noch den kommunalen Be¬
hörden eine Ersatzpflicht für Vorschüsse und Unterstützungen zusällt , die im
Auslande französischen Staatsangehörigen verabfolgt werden.

Die Refundierung solcher Gelder kann nur von den sustentations-
pflichtigen Verwandten verlangt werden . Da aber in den meisten derartigen
Fällen das Ausfinden der Verwandten der Unterstützten äußerst schwierig ist
und dieselben dann fast immer mittellos sind , des weiteren auch keine gesetz¬
lichen Mittel zugebote stehen , die Ersatzpflichtigen zu einer Refundierung zu
zwingen , so bleiben die Bemühungen der k. u . k. Botschaft in dieser Richtung
durchwegs resultatlos.

Hievon werden die Herren Vorstände aller k. k. Bezirkshauptmannschaften
und die Herren Bürgermeister von Wien , Wiener -Neustadt , Waidhofen a . d.
Ibbs zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 6 . Juni 1901,
Z . 11627 , in die Kenntnis gesetzt.

21 .
Verpflichtung des Erftehers einer Liegenschaft , die
eingetragenen Reallastcn öffentlich rechtlicher Natnr
ohne Anrechnung auf das Meistbot und ohne Rück¬
sicht auf ihren buchmäßigen Rang zn übernehmen.

Das k. k. Executionsgericht Wien hat anlässlich der Feststellung der
Versteigerungsbedingungen für die Häuser Einl .-Z . 810 und 814 im VII . Be¬
zirke mit Beschluss vom 4. Juli 1901 , X XVI 677/1/23 , verfügt , dass die
im Lastenblatte dieser Realitäten zu Gunsten der Gemeinde Wien eingetragenen
Reallasten , betreffend die Verbindlichkeit zur Vornahme von Adaptierungen
anlässlich der Niveanregulierung und Trottoirumlegung vom Ersteher ohne
Anrechnung auf das Meistbot und ohne Rücksicht auf ihren buchmäßigen Rang
zu übernehmen sind.

Begrü ndnng.
Die bezogenen Reallasten sind publicistischer Natur . Sie stehen nicht der

Gemeinde Wien als Privatrechtssubject zn , sondern als einer öffentlichen
Körperschaft , welche die Baupolizei und die Bauvorschriften und die L>traßen-
regulierung im eigenen Wirkungskreise zu besorgen hat . Diese Reallasten
bilden gar keine Actionen des Gemeindevermögens . Ihre Bezeichnung als
Reallast ist auch eigentlich unzutreffend . Sie sind einfache Beschränkungen des
Eigenthumsrechtes öffentlich rechtlicher Natur , wie es so viele andere derartige
Beschränkungen des immobilen Eigenthumsrechtes gibt . Die vorliegenden
Reallasten haben ihre rechtliche Grundlage im Z 2, Absatz 2 der Wiener Bau¬
ordnung.

Aus dem Vorgesagten ergibt sich auch die Uuanwendbarkeit des Z 150 E .-O.
auf den vorliegenden Fall insofern , als Z 150 E .-O . nur solche Reallasten im
Sinne hat , welche prwatrechckicher Natur sind.

Es kommt aber noch folgender Gesichtspunkt in Betracht.
Die Gemeinde Wien kann in ihrer Eigenschaft als mit den Agenden

der Baupolizei betraute öffentliche Corporation jederzeit dem Ersteher — im
Falle der Actualität der Niveanregulierung — die erforderlichen Aufträge ertheilen,
welche sich mit dem Inhalte der verbücherten Reallasten decken, auch wenn
diese gelöscht sind , ohne dass gegen diese administrativen Aufträge ein Rechlszug
offen stünde.

L*
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Bezüglich der Niveauregulierung und Baulinienbestimmung ist der
Rechtsweg ausdrücklich ausgeschlossen (Z 11 der Wiener Bauordnung ). Diese
Aufträge sind ganz unabhängig von vorheriger Eintragung als Neallast im
Grnndbuche.

Wenn nun die bereits erfolgte Eintragung in das Grundbuch im Wege
der Versteigerung zur Löschung kommen würde , so würde sich eine Irreführung
des Erstehers durch die Versteigerungsbedingungeu ergeben ; denn wenn diese
Reallasten jemals actuell werden , wird der Ersteher von ihnen getroffen —
ob sie im Grundbuche stehen oder nicht.

Ter Zweck der Eintragung dieser Reallasten liegt bloß in dem Bestreben
der Gemeinde , die Härten des öffentlichen Rechtes insofern zu mildern , dass
der Publicität und der bona üäss möglichst wenig Abbruch geschähe.

Keineswegs kann aber zugegeben werden , dass öffentliches Recht durch
bloßer Evidenz halber und um der bona üäss des Tabularwesens willen
erfolgte Auszeichnung im Grundbuche civilisicrr werde.

Weil es sich hier um öffentliches Recht handelt , gibt es auch keine
Präclnsion und ist es auch ganz gleichgiltig , ob die Gemeinde Wien zur Ver¬
handlung über die Versteigerungsbedingungen erscheint oder nicht.

Die ganze Frage ist übrigens aller Voraussicht nach rein akademischer
Natur , da die Frage der Regulierung , entweder überhaupt nicht, oder doch
nicht in einem Zeitpunkte , der schon gegenwärtig ein Calcul zuließe , zu
erwarten ist.

Die hiergerichtlichen Erhebungen haben nämlich dargethan , dass sich ein
fixer Zeitpunkt der Niveauregulierung in der Neustiftgasse zwischen der Museum¬
straße und der Neubaugasse nicht angeben lässt und diese Regulierung auch
nicht in absehbarer Zeit zu erwarten ist, da dieselbe nicht nur von dem Neu¬
bau der in unmittelbarer Nähe der Realitäten Einl .-Z . 410 und 418 Neustift¬
gaffe befindlichen Häuser allein abhängig ist, sondern der Umbau aller alten
Häuser in dieser Strecke erforderlich ist, damit die Regulierung definitiv durch¬
geführt werden kann.

Zu den umzubauenden Häusern (27 an der Zahl ) gehört auch das
Palais der königl . ung . Leibgarde , Neustiftgasse 2.

Es werden daher voraussichtlich noch viele Jahre vergehen , bevor an
die Straßenniveauregulierung geschritten werden kan » .

Die Vornahme der Regulierung hängt aber nicht allein von dem Um¬
bau der alten Häuser ab , sondern auch noch von der gleichzeitigen Durch¬
führung der an den einzelnen Gebäuden vorzunehmenden Adaptierungen für
die Straßenhebuug.

Die Erzielung der Einvernahmen zur gleichzeitigen Durchführung der
Adaptierungsarbeiten wird wahrscheinlich wieder langwierige Verhandlungen
mit den Hausbesitzern bedingen , so dass selbst in dem Falle , als die Durch¬
führung der Regulierung in Aussicht genommen wird , längere Zeit vergehen
dürste , bis zur wirklichen Arbeitherstelluug.

Die bauliche Beschaffenheit der durch diese Regulierung tangierten Häuser
ist nicht der allein ausschlaggebende Factor für den Zeitpunkt des Umbaues.

Meist sind hiefür finanzielle Erwägungen maßgebend behufs Erzielung
einer besseren Verwertung des Grundes durch Aufführung eines mehrstöckigen
Gebäudes mit größerem Zinserträge , so dass also der ,Zeitpunkt für den
Umbau der einzelnen Häuser meist von den Erwägungen privater Personen
abhängig ist , daher die Zeit , innerhalb welcher der Umbau der alten Häuser
in der Neustiftgasse zwischen der Hosstallstraße und der Neubaugasse erfolgen
wird , sich auch nicht annähernd bekanntgeben lässt.

Aus diesen Gründen wurde auch mit dem hiergerichtlichen Beschlüße
vom 9 . Mai 1901 , L XVI 677/1/16 , welcher in diesem Belange rechtskräftig
geworden ist, ausgesprochen , dass diese Neallasten bei der Festsetzung der
Schätzwerte gar nicht mitveranschlagl « urden (M .-Z . 58661/1 ).

22 .

Warnung vor dem Vladimir Svozil 'schen
„Animalin ".

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. Juli 190l,
Z . 51750 (M .-Z . 56704/XV ) :

Mit h . ä . Erlaffe vom 27 . März 1901 , Z . 21996 , wurde dem Magi¬
strate aufgetragen , für eine weitgehende Publikation einer Warnung vor dem
von einem gewissen H . Mesaros  erzeugten Pflanzenbeizmittel zu sorgen.

In neuester Zeit wurde von einem gewissen Vladimir Svozil,  Wirt-
schaftsbeamter a . D ., X ., Goethegaffe 7 , für ein ebenfalls mit dem Namen
„Animalin " bezeichnetes Präparat Neclame gemacht . Dasselbe besteht nach
einem Gutachten der k. k. landwirtschaftlich - chemischen Versuchsstation in
Wien aus einem Gemische von Kupfervitriol (7 '5 Percent ), Kalk , Salpeter,
Chlorkalium und schwefelsaurem Ammoniak und ähnelt , was Zusammensetzung
und Werl betrifft , sehr dem im h. ä . Erlasse von 27 . März 1901 , Z . 21996,
bezeichneten „Animalin " . Vermuthlich hält sich der Erfinder an kein bestimmtes
Recept , sondern behält nur die Menge des einzigen , etwaigermaßen wirksamen
Bestandtheiles , nämlich deS Kupfervitriols , bei.

Was die Person des auf der Neclame Unterzeichneten Vladimir Svozil
anbelangt , so dürfte dieselbe mit dem Erfinder des „ Animalin " identisch sein,
welcher seinerzeit in dem der k. k. Staatsanwaltschaft in Wien aufgenommenen
Protokolle von Frau H . Mesaros  als unbekannten Aufenthaltes bezeichnet
worden war und letzterer die Erfindung zur Ausbeutung verkauft hatte.

Übrigens hat die k. k. Staatsanwaltschaft seinerzeit der k. k. landwirt¬
schaftlich-chemischen Versuchsstation in Wien mitgetheilt , dass sie gegen H.
Mesaros  mangels eines strafbaren Thatbestandes nicht einschreiten könne.

Allem Anscheine nach handelt es sich hier um einen Versuch , die Wirkung
der mit dem bezogenen Erlasse angeordneten Warnung durch Vorschiebung
eines anderen Namens wettzumachen.

Der Magistrat wird daher zufolge Erlasses des k. k. Ackerbauministeriums
vom 8 . Juni 1901 , Z . 14269 , beauftragt , im Sinne des eingangs citierten
h . ä . Erlasses auch eine Warnung vor dem von Svozil  propagierten
„Animalin " ergehen zu lassen.

2S
Führung der Register und Vormerkbücher bei der

Einfuhr und Verwendung von Saccharin.
Erlass der k. k. n .-ö. Statlhalterei vom 8 . Juli 1901,

Z . 28993 (M .-Z . 57109 ) :
Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 26 . März 1901.

Z . 39282 er 1900 , wird bemerkt , dass aus den vorgelegten Revisions -Proto¬
kollen , betreffend die Einfuhr und Verwendung von Saccharin , nicht immer
ersichtlich ist, ob die vorgeschriebenen Register und Vormerkvücher geführt
werden , auch ist den Acten meist nicht zu entnehmen , was zur Behebung und
Ahndung der constatierten Ordnungswidrigkeiten veranlasst wurde.

Die politischen Bezirksbehörden werden daher aufgefordert , in dieser Hin¬
sicht die erforderlichen Anordnungen zu treffen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , den Wiener
Magistrat und an die Stadträthe in Wr .-Neustadt und Watdhofen a. d. Ibbs.

24
Essigsäure Lösungen.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Juli 1901,
Z , 57084 (M .-Z . 57108/VIII ) :

Anlässlich der Anfrage einer politischen Landesbehörde , bei welchem
Coucentrationsgrade essigsäurehältige Flüssigkeiten , welche zur häuslichen Her¬
stellung von Speiseessig in Verkehr gebracht werden , unter den im Z 15 der
Ministerial -Berordnnng vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , vor¬
geschriebenen Vorsichten abzugeben wären , hat das k. k. Ministerium des
Innern zufolge Erlasses vom 19 . Juni 1901 , Z . 28233 , darauf aufmerksam
gemacht , dass die verdünnte Essigsäure der österreichischen Pharmakopöe , welche
20 Percent reine Essigsäure enthält , in freiem Handverkaufe in Apotheken
abgegeben werden darf.

Es unterliegt daher der freie Verkehr essigsäurehältiger Flüssigkeiten,
welche nicht mehr als 20 Percent reiner Essigsäure enthalten , keinem
Anstande.

Insofern jedoch dieser Percentgehalt an Essigsäure überschritten ist, fallen
solche Flüssigkeiten unter jene chemischen Präparate , bei deren Verkauf die im
obgedachten Z 15 der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876 bezeichneten
Vorsichten anzuwenden sind , zumal durch wissenschaftliche Versuche ermittelt
wurde , dass Essigsäure -Lösungen von höherem als 20percentrgen Säuregehalte
ernste Verätzungen der Schleimhäute mit reactioer Entzündung hervorzurufen
geeignet sind.

Hievon haben die politischen Bezirksbehörden die betreffenden Geschäfts¬
kreise zu verständigen.

Dieser Erlass ergeht an sämmtliche k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Niederösterreich , die k. k. Polizei -Direction in Wien , an den Wiener Magistrat,
im Wege des letzteren an alle magistratischen Bezirksämter in Wien , an die
Stadträthe in Weener -Neustadt und Waidhofen a . d. Ubbs , sowie an die
n .- ö. Handels - und Gewerbekammer.

25 .
Die Verwendung von Hängegerüsteu.

Decret des Wiener Magistrates vom 9. Juli 1900 , M .-
Z . 17802/IX an die Genossenschaft der Bau - und Steinmetz¬
meister in Wien:

Über eine vom Verein der Baumeister in Niederösterreich eingebrachte
Beschwerde , betreffend die Handhabung der Magistrals -Verordnung vom
8. Jänner 1894 , Z . 1528 (abgedruckt in der Beilage zum Amtsblatte der
Stadt Wien vom 6. Februar 1894 auf Seite 5 ) wird die Genossenschaft
ersucht , ihren dem Bau - und Maurermeisterstande angehörigen Mitgliedern
die gedachte Verordnung über die Verwendung von Hängegerüsten in Er¬
innerung zu bringen und dieselben insbesondere aufmerksam zu machen , dass
nach Punkt 11 derselben Hängegerüste nur unter Aufsicht und Verantwortung
eines behördlich autorisierten Civil - oder Bauingenieurs , behördlich -antorisierten
Civil -Architekten , Bau -, Zimmer - oder Maurermeisters aufgestellt oder ver¬
wendet werden dürfen , dass nach Punkt 12 der Kundmachung Name , Charakter
und Wohnort des verantwortlichen Sachverständigen am Arbeitsorte an auf¬
fälliger Stelle in deutlicher Weise ersichtlich zu machen sind , und dass nach
Punkt 15 derselben Kundmachung die Aufstellung eines Hängegerüstes schriftlich
vom verantwortlichen Sachverständigen mindestens drei Tage vor Beginn der
Aufstellung im kurzen Wege zur Anzeige zu bringen ist, und zwar für die
Aufstellung in den Bezirken I bis IX und XX bei dem Stadtbauamte , in den
übrigen Bezirken bei der Bauamtsabtheilung des betreffenden Bezirksamtes.

Für den Fall der Außerachtlassung des Punktes 12 (Ersichtlichmachung
des Sachverständigen ) und für den Fall , als die Anzeige der Verwendung
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des Hängegerüstes durch den die betreffende » baulichen Arbeiten ausführciidcn
Gewerbsinanii und nicht durch einen andere » Sachverständigen erstattet
werden sollte , werden die betreffenden Gewerbsleute zu gewärtigen haben,
dass eventuell sie selbst als verantwortlich für das Gerüst und seinen Zustano
angesehen werden. 2«.
Stempelfreiheit der in Angelegenheit der Kranken¬
versicherung der Arbeiter ansgestellten ärztlichen

Zeugnisse.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthallerei vom 9 . Juli

1901 , Z . 58256 (M .-Z 57450/XVIII ) :
Das ! . k. Finanzministerium hat mit dem Erlasse vom 16 . Juni 1901,

Z . 34823 , erklärt , dass die in Angelegenheit der Krankenversicherung der
Arbeiter ausgestellten ärztlichen Zeugnisse nach Z 75 des Krantenversicherungs-
gesetzes vom 30 . März 1888 , R .-G .Bl . Nr . 33 , stempelfrei sind , wenn den¬
selben im Sinne des fünften Absatzes der Vorerinnerungen zum Tarife des
Gebürengesetzes vom 9 . Februar 1850 , R .-G .-Bl . Nr . 50 , an dcr Stelle , wo
sonst die Stempelmarke angebracht wird , eine Bemerkung über diesen Zweck
des Zeugnisses lind die Person , welcher es zu diesem Zwecke zu dienen be¬
stimmt ist, beigesetzt ist, oder wenn wenigstens ans dem Inhalte des Zeugnisses
hervorgeht , dass es zu dem oberwähnten Zwecke ausgestellt ist.

Hievon werden die k. k. Bezirkshanptmannschaflen , der Wiener Magistrat,
die Wiener magistratischen Bezirksämter und die Stadträthe in Wr .-Nenstadt
und Waidhofen a. d. LMs , sowie die beiden Ärztekammern verständigt.

27
Anwendung der Bestimmungen des Hausierpatentes
auf deu Handel mit Reibsand und Rcibwascheln im

Uinherzieheu.
Die k. k. n.-ö. Statthallerei hat mit Erlass vom 12 . Juli

1901 , St .-Z . 46772 (M .-Z . 58617/XI1I ), dem Wiener Magistrate
den magistratischen Bezirksämtern , allen k. k. Bezirkshauptmann-
schaflen, den Stadträlhen in Wiener -Neustadt und Waidhofeil an
der Mbs und der k. k. Pvlizei -Dircction in Wien eine Abschrift
des an das magistratische Bezirksamt für den XII . Bezirk in Wien
gerichteten Erlasses vom 12 . Juli 1901 , Z . 46772 , zur Kenntnis
und Danachachtnng gebracht. Letzterer lautet:

Aus dem Berichte vom 21 . Mai 1901 , Z . 14739 , betreffend die Anfrage,
ob Händler mit Reibsand und Neibwascheln , welche ihr Gewerbe von Ort zu
Ort in verschiedenen Bezirken ausüben , mit einer Licenz zu versehen sind , mit
dem Beifügen zurück, dass auf diesen Handel im Umherziehen die Bestimmungen
des Hansierpatentes Anwendung zu finden haben , nachdem der diese Frage
normativ regelnde h. ä . Erlass vom 2 . März 1881 , Z 48250 , durch den
später erschienenen Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 23 . December j
1881 , Z . 20409 , mit welchem grundsätzliche Bestimmungen , betreffend die
Regelung des Hausierhandels und einzelner verwandter , im Uinherziehcn be¬
triebener Erlverbszweige , erlassen wurden , derogiert erscheint.

28 .
Nene Heilmethoden.

Erlass dcr k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Juli 1901,
Z . 35906 (M .-Z. 62835/VIII ) :

Mit Beziehung auf den Bericht vom 16 . April 1901 , Z . 22559 , dessen
Beilagen im Anschlüsse zurückfolgen , wird dem Wiener Magistrate nach Ein¬
holung eines Gutachtens des uiederösterreichischen Landessanitätsrathes eröffnet,
dass die Anwendung der elektrischen Hochfrequenzströme zu therapeutischen
Zwecken kein neues Heilverfahren ist, sondern nur eine weitere Entwicklungs¬
stufe der Elektrotherapie bildet.

Es wird weiters bemerkt , dass die Anwendung neuer Heilmethoden und
neuer Medicamenle in der ärztlichen Privalordination auch ohne vorherige
behördliche Genehmigung zulässig ist, da die Einholung einer solchen beim k. k.
Ministerium des Innern im Sinne des Erlasses dieses Ministeriums vom
2 . März 1892 , Z . 14498 ex 1891 , nur für Privatheilanstalten geboten wurde.

Es unterliegt aber keinem Anstande , auch ohne Concession für eine
Privatheilanstall solche Apparate in einer ärztlichen Hansordination zu ver¬
wenden.

2S.
Kirchen - und Pfarrhofbauten in Wien.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Juli 1901,
Z . 68576 (M .-Z . 631I9/III ) :

Mit dem h. ä . Erlasse vom 26 . Februar 1900 , Z . 18380 , wurde an¬
lässlich der Bewilligung eines Vorschusses von 1,046 .000 X an ? dem Stamm-
Vermögen des Religionsfondes behufs Tilgung der bei den bisher in Wien
ausgesührten , beziehungsweise in Aussichtung begriffenen Kirchen - und Pfarr-

bofbauten anshaftenden Schulden dem Wiener Magistrate eröffnet , dass für
die etwaige Inangriffnahme weiterer Kirchen - und Pfarrbosbauten in Wien,
insoweit für dieselben voraussichtlich öffentliche Mittel in Anspruch genommen
werden müssten und insbesondere insofern dieselben solche Objecie betreffen,
welche in dem im Jahre 1897 festgestellten Gesammtprogramme für die
Wiener Kirchen - und Pfarrhofbauten cinbezogen sind , in Hmknnft in allen
Fällen die specielle Genehmigung des k. k. Ministeriums für Cultus und
Unterricht Vorbehalten bleiben müsse , wonach der Wiener Magistrat Vor/orge
zn treffen hätte , dass hierauf schon bei den Verhandlungen wegen Erthcilnng
des betreffenden Baucousenses Bedacht genommen werde , damit die Jnangriff-
nahme derartiger Bauten in Hinkunft nur dann erfolge , wenn die Beseelung
des Erfordernisses vorwegs vollständig sichergestellt ist.

Da nun zu den in das oberwähnte Gesammlprogramm aufgenommenen
Bauten auch die Pfarrkirche in der Donaustadt im II . Wiener Gemcindebezirke
(Kaiscrjubilänmslirche ) zählt und hinsichtlich dieser Kirche laut Erlasses des
k. k. Ministeriums für Cullns und Unterricht vom 23 . Juli 1901 , Z . 1716,
bereits Einleitungen zum baldigen Banbeginne im Zuge sind , wird dcr Wiener
Magistrat infolge dieses Erlasses anfgesordert , sich die Bestimmungen des
eingangs bezogenen h . o. Erlasses gegenwärtig zu halten , wonach die Jnan-
grifsnakme des Baues nicht ohne specielle Genehmigung des k. k. Ministeriums
für Cultus und Unterricht zulässig ist.

Der Wiener Magistrat wird demnach angewiesen , die Vornahme der
bezüglichen commissioiiellen Verhandlungen hierher anznzeigen und die Ver-
handlungsactcn noch vor dcr Entscheidung behufs Einholung der ministeriellen
Genehmigung vorzulegen.

30 .
Gewerbe -Jnspectorat.

Erlass des k. k. n.-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 31 . Juli
1901 , Z . 5014/Pr . (M .-Z . 63793/XVII ) :

Der Herr Handelsminister hat sich mit dem Erlasse vom 20 . Juli 1901,
Z . 28892 , im Einvernehmen mit dem Herrn Ministerpräsidenten als Leiter
des Ministeriums des Innern bestimmt gefunden , den derzeit dem k. k. Ge-
werbe -Jnspectorate für den II . Anfsichlsbezirk in Wien zugetheilten provi¬
sorischen Commissär der Gewerbe -Jnspection Josef Karaschia  von seiner
dermaligen Dienstverwendung mit Ende Juli d. I . zn entheben und ihn mit
l . August d. I . zn dem k.' k. Gewerbe -Jaspectorate für den IV . Aufsichts¬
bezirk in Graz zu versetzen, sowie den derzeit dem k. k. Äcwecbe -Jnspectorate
für den I . Aufstchtsbezirk in Wien zugetheilten provisorischen Coinmissär der
Gewerbe -Jnspection Johann Sie gm und,  desgleichen vom 1 . Auguil d. I.
znm Gewerbe -Jnspectorate für den 11 . Aufsichtsbezirk mit dem Amtssitz - in
Wien zu versetzen.

Hievon werden die k. k. Bezirkshanptmaiinschaften , der Wiener Magi¬
strat , die Stadträthe in Wiener Neustadt und in Waidhofen a . d. Ubbs nud
die Arbeiter -Unfallversichernngsanstalt für Niederösterreich in Wien verständigt.

Die Bezirkshauplinannschaftcn haben diese Versetzungen in den Amts¬
blättern zu verlautbarcn.

3 ».
Legalisierung von Urkunden.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. August 1901,
Z . 69699 (M .-Z . 66188/XVI ) :

Es ist dem k. k. Ministerium des Innern zur Kenntnis gekommen , dass
den in Deutschland zu einer Ehe schreitenden österreichischen Staatsangehörigen
häufig dadurch Schwierigkeiten erwachsen , dass die von hierländischen Ge¬
meinden ausgestellten Heimaischeine , Sittcnzengnisse , Armuts - oder Vermögens¬
zeugnisse seitens der hierländischen Behörden nicht entsprechend legalisiert werden.

Infolge Erlasses des genannten Ministeriums vom 22 . Juli 1901,
Z . 23133 , macht die k. k. Statthalterei daraus aufmerksam , dass die erwähnte»
Arten von Urkunden für ihren Gebrauch in Deutschland im Sinne des Artikels IV,
Absatz 1 und 3 des Legalisierungsvcrtrages mit dem Deutschen Reiche vom
25 . Februar 1880 , R .-G .-Bl . Nr . 85 , der Beglaubigung in letzter Linie durch
die Landcsstelle bedürfen.

Diese Legalisierung ist von den politischen Behörden , so oft ihnen ans
Anlass von Gesuchen um Ehesähigkeitszeugnisse derartige Documente Vor¬
kommen , stets ohne Verzug von amlswegen zu veranlassen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , an die Stadt¬
räthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Dbbs , den Wiener Magistrat
und alle magistratischen Bezirksämter.

32
Ablenkung des Viehtriebes im X .. Bezirke ans der

Neilreich - in die Fernkorugasse.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom August 1901,

M .-Z . 17214/XV:
In Abänderung des Z 7 , Alinea 2 der Viehtriebordnnug der k. k.

Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom März 1901 , Z . 48524 sx 1900,
wird angeordnel , dass im X . Bezirke der Viehtrwb aus der Davidgasse nicht
mehr durch die Neilreich -, sondern durch die Fernkorngasse in die Quellengasse
zu leiten ist.

Übertretungen dieser Kundmachung werden auf Grund des H 100 des
Gemeindestatutes für Wien mit Geld bis zu 4000 L oder mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.
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II. NlMlmtivliestimmuiuien.
Zemeiuderath:

Zusätze zu den Bestimmungen über die freisteheude
Bauweise.

Beschluss des Wiener Gemeinderathes vom 11. Juni 1901,
Z . 10604 ex 1899 (M .-Z . 164766 ex 1899 ) :

In den vom Wiener Gemeinderache für eine besondere Art der Ver¬
bauung mit Wohnhäusern nach Z 82 der Wiener Bauordnung in Aussicht
genommenen Gebietstheilen haben hinsichtlich der Verbauung in geschlossenen
Fronte » oder einzelnstehend , sowie hinsichtlich des zwischen den einzelnen Ge¬
bäuden mindestens zu belassenden Zwischenraumes folgende Bestimmungen zu
gellen:

1. Die geschlossene Verbauung findet in diesen Gebieten nur statt:
n) in den vom Wiener Gemeinderathe für die geschlossene Verbauung

ausdrücklich in Aussicht genommenen Straßen und Plätzen dieses
Gebietes;

b ) im Falle der Kuppelung zweier Wohnhäuser ; Uber mehr als zwei
Wohnhäuser darf sich die Kuppelung nicht erstrecken, und es darf die
Gesainnnsrontlänge beider Wohnhäuser nicht mehr als 56 m betragen;
die Kuppelung setzt das Einverständnis der beiden Grnndeigenthümer
voraus , jedoch kann , wenn eines der beiden zu kuppelnden Häuser erbaut
ist, das zweite nicht mehr anders als im Anschlüsse an das erste gebaut
werden;

c) bei Grundstücken , welche schon dermalen in der ganzen Front verbaut
sind , und bei welchen ein Umbau ohne Abtheilung aus mehrere Bau¬
stellen stattfindet;

ä ) bei unverbauten , oder an der Front nur theilweise verbauten Grund¬
stücken, welche an der Baulinie gemessen , weniger als 10 m Front
besitzen, vorausgesetzt , dass die betreffenden Grundstücke nicht durch eine
seit 3 . März 1899 erfolgte Grundabtheilung entstanden sind.
2 . In allen übrigen Fällen hat die Verbauung mit Belastung eines

Zwischenraumes zwischen dem Gebäude und den Nachbargrenzen zu beiden
Seiten (bei gekuppelten Bauten an der Seite , wo eine Kuppelung nicht statt¬
findet ) zu geschehen.

Das Maß des mindestens zu belassenden Zwischenraumes beträgt bei
gekuppelten Bauten:

3 in wenn sie 16 bis 20 m , 5 in wenn sie 21 bis 25 w , 6m wenn
sie 26 bis 30 m , ein Drittel der Frontlänge , wenn diese mehr als 36 m
ausmacht.

Beträgt die Frontlänge des Grundstückes mehr als 15 , beziehungsweise
20 , 25 oder 30 m , aber weniger als 16 , beziehungsweise 21 , 26 oder 36 m,
so ist der Seitenabstand so zu bemessen , dass die Länge der Gebäudefront noch
12 , beziehungsweise 16 , 20 oder 24 m ausmacht.

Bei nicht gekuppelten Bauten hat die Summe der beiden Seitenabstände
das oben angegebene Maß des Seitenabstandes für gekuppelte Bauten
mindestens zu erreichen , es darf aber keiner der beiden Seitenabstände weniger
als 3 m betragen.

Insofern durch vorausgegangene Anordnungen die Belastung eines
Zwischenraumes von geringerer , als der oben angegebenen Breite an¬
geordnet worden ist, wird hieran durch vorstehende Bestimmungen nichts ge¬
ändert.

Magistrat:
34 .

Erweiterung der Geschäfte der k. k. Taxamtscassa.
Erlass des Magistrats -Vicedirectors Dr . Weiskirchner

vom 28 . Juni 1901 , M .-D .-Z . 1662:
Die k. k. Finanz -Landes -Direclion hat mit der Note vom 24 . Juni 1901,

Z . 902/kr ., Nachstehendes anher mitgetheilt:
„Die k. k. Taxamtscassa in Wien , welche vor zwei Monaten in die neuen

Amtsräume HI . , Vordere Zollamtsstraße 5 , Ubersiedelte , tritt mit I . Juli 1901
in einen bedeutend erweiterten Geschältskreis , indem einerseits die Caflcn-
Abtheilung V des Wiener Hauptzollamtes mit 30 . Juni 1901 ausgelassen
wird , und alle nicht zollämtlichen Agenden dieser Elaste mit dem bezeichnten
Termine an die Taxamtscassa übergehen und andererseits eine Reihe von
bisher der n .-ö. Landes -Hauptcassa zugewiesenen Agenden mit dem gleichen
Zeitpunkte an die Taxamtscassa überwiesen werden.

Die der k. k. Taxamtscassa bisher abgelegenen und die derselben ab
1. Juli 1901 neu zugewiesenen Agenden sind der nachstehenden Zusammen¬
stellung zu entnehmen:

I . Bisherige Geschäfte.
1 . Cassageschäfte des Central -Taxamtes in Wien.
2 . Cassageschäfte des Central -Skempelamtes in Wien.
3 . Übernahme der Contoguthabnngen der Patentamtscassa in Wien.

II . Neu zuwachsende Geschäfte.
4 .. Die nachfolgenden Agenden der mit 30 . Juni 1902 aufzulassenden

Eassa -Abtheilung V des Wiener Hauptzollamtes , und zwar:

1. Die Gebarung folgender Verrechnnngszweige:
n) Finanzwache (Capitel X . Titel 5 ) ;
t>) Taxamtscassa (Capitel X , Titel 6) ;
e) Verzehrungssteuer (Capitel XIV ) mit Ausnahme der Steuerrestitution

und Bonistcationsauszahlung für Zucker und Brantwein , welche beim
k. k. Hauptzollamte verbleiben;

c>) Salz (Capitel XV );
e) Tabak (Capitel XVI ) ;
I ) Stempel (Capitel XVII , Titel 1) ;
x ) Mauten (Capitel XIX ) ;
d ) Besondere Abgaben (Capitel XXI ) ;
i ) Gefällsstrafgeldüberschüsse (Capitel XI ).

2 . Allgemeine Depositen.

L . Bon der k. k. n .-ö. Landes -Haupicassa abgegebene Agenden:
l . Die Gebarung folgender Verrechnnngszweige:

n) leitende Finanzbehörden (Capitel X , Titel 2 ) ;
b ) directer Steuerdienst (Capitel X , Titel 3) ;
o) Finanzprokuratur (Capitel X , Titel 7) ;
ä ) Evidenzhaltung des Grundsteuercatasters (Capitel X , Titel 9) ;
o) Milüärtaxen (Capitel XI , Titel 3) ;
I) Vergütungen und Belohnungen an Parteien rc . (Capitel XII , Titel 1) ;
x ) Stenerexecutionskosten (Capitel XII , Titel 3 ) ;
k ) Fiscalitäten und Heimfälligkeiten;
i ) Staatsgüterveräußerung,

2 . Baucautionen und Cautionsdepoflten.
3 . Auszahlung der Stipendien und Handwerkslehrgelder für Rechnung

des Fondes der Strafgelderüberschüffe.
4 . Erwerbsteuer -Einnahmen und Ausgaben.
Aus dieser Zusammenstellung ist hervorzuheben , dass die gesammte

Militärtaxgebarung und die Auszahlung der im Finanzgesetz vorgesehenen
Vergütungen und Belohnungen an Parteien und öffentliche Organe anlässlich
ihrer Mitwirkung bei Ermittlung und Feststellung der Grundlagen der direkten
Staatssteuern , dann bei der Steuereinbringung mit 1. Juli 1901 von der
u .-ö. Landes -Hauptcassa an die Taxamtscassa übergeht ."

Hievon wird zur Kenntnisnahme und Danachachtung die Mittheilung
gemacht.

33 .

Die Wasseragende » der Wiener Stadtbahn re.
Erlass des Magistrats -Vice-Directors Dr . Weiskirchner

vom 2. Juli 1901 , M .-Z . 2021/V1I . :
Die k. k. Bahnerhaltungssection „Wien III " hat mit Note vom 5. September

1900 , Z . 780 , mitgetheilt , dass alle den Wasserbezug behandelnden Agenden
für die Linien der Wiener Stadtbahn , der Wiener Verbindungsbahn , der Linie
Hciligenstadt — Klein -Schwechat der Bahnerhaltungssection III obliegen.

Station Hütteldorf füllt in den Rayon der Bahnerhaltungssection I
Westbahnhof , und Station Heiligenstadt in den Rayon der Bahnerhaltungssection
. Wien II " Kaiser Franz Josess -Bahnhof , daher die Wasseragenden bezüglich
dieser zwei Stationen den betreffenden Sectionen zuzusenden sind.

Hievon werden die magistratischen Bezirksämter , die Buchhaltung und
das Stadtbauamt zur Danachachtung verständigt.

3 «.

Lichteinfallsöffnungen n. dgl.
Erlass des Magistrats -Directors Pr eye,r vom 29 . Juli 1901:
Zufolge Beschlusses des Wiener Gemeinderathes vom 25 . Juli 1901,

Z . 19127 , werden die Beschlüsse des Gemeinderathes . vom 8 . Mai 1885,
Z . 881 , und vom 4 . October 1889 , Z . 541 , bezüglich des Punktes III des
Platzzinstarifes für Kelleröffnungen aller Art , Lanalaufbruchschächte und Deckel,
Licht- und Luftschächle und sonstige Herstellungen aufgehoben.

Für die Folge entscheidet der Stadtrath über die Zulässigkeit solcher
Einbaulen und bestimmt auch die Höhe des Platzzinses.

Hievon wird zur Kenntnisnahme Miltheilnng gemacht.
» *

*

Magistrats -Director Pr eher  hat ferner unterm 10. August
1901 , M .-D .-Z . 2166 , nachstehenden Präsidial -Erlass des Vice-
Bürgermeisters Strobach  ääto . 8. August 1901 , Pr .-Z . 9887,
den städtischen Ämtern zur Kenntnisnahme und genauen Danach«
achtung zugemittelt:

Nach dem Gemeinderaths -Beschlusse vom 25 . Juli 1901 , Z . 9127 , ent¬
scheidet der Stadtrath auch über die Zulässigkeit von Lichteinfallsöffnungen,
sowie über die Höhe des hiesür zu entrichtenden Platzzinses.

Ich ersuche Sie , Herr Magistrats -Director , das Stadtbauamt auf¬
zufordern , den Platzzins unter Rücksichtnahme auf den Grundwert zu be¬
messen, und zwar in der Weise , dass eine der 5percentigen Verzinsung des
thatsächlich in Anspruch genommenen Grundes entsprechende Entschädigung in
Vorschlag gebracht wird.
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»7 . !
Unverzügliche Erledigung der anlässlich bevor¬
stehender Meistbotvcrtheilnngen seitens der k. k.

Finanzprocnratnr gestellten Anfragen.
Erlass des Magistrats -Directors Pr eher  vom 30 . Juli 1901.
Nach einer Mittheilung der k. k. n .-ö . Finanzprokuratur ist vor kurzem

folgender Fall vorgekommeu:
Anlässlich der executiven Feilbietung eines Liegenschaftsantheiles hat

ein magistratisches Bezirksamt auf eine Anfrage der k. k. n .-ö. Finanz¬
prokuratur dieser den von dem fraglichen Liegenschaftsantheile aushaftenden
Hauszinsstcuerrückstand mit dem Beifügen bekanntgegeben , dass besten An¬
meldung beim k. k. Executionsgerichte zum Versteigerungstermine veranlasst wnrde.

Als sodann vom k. k. Execnlionsamte die Tagkatznng zur Verthcilung
des für den exekutiv feilgeboienen Liegenschaftsantheil erzielten MeistboteS
anberanmt wurde , verständigte die k. k. n .-ö. Finanzprokuratur das betreffende
magistratische Bezirksamt ungesäumt in der üblichen Weise , um — falls noch
ein HanszinsstcncrrUckstand bestehen sollte — besten Liquidierung bei dieser
Tagsatzung bewirken zu können.

Diese zweite Note der k. k. n -ö. Finanzprokuratur blieb jedoch bis zum
Tage der Meistbolsveriheiluugs -Tagsatzung unbeantwortet , weshalb sich das
genannte Amt , um ein etwaiges Versäumnis zu vermeiden , gezwungen sah,
in aller Eile unmittelbar vor der anbcranmten Stunde der Tagsatzung Er¬
hebungen zu Pflegen , welche allerdings die inzwischen erfolgte Berichtigung
des angemeldelen HanSziiisstenerillckstandes ergaben.

Um nun derartige , gewiss unliebsame Vorkommnisse , wodurch möglicher¬
weise nicht nur dem k. k. Ärar , sondern auch der Gemeinde Wien ein Nach-
theil erwachsen kann , und wodurch der k. k. n .- ö. Finanzprokuratur ganz
unnnötige Kosten für Wagenmiete verursacht werden , künftighin zu vermeiden,
ergeht an sämmtliche magistratischen Bezirksämter die Weisung , die Zuschriften
der k. k. n .- ö. Finanzprokuratur betreffs einer bevorstehenden Meistbots-
vertheilung in allen jenen Fällen unverzüglich zu beantworten , in welchen die
k. k. n .-ö . Finanzprokuratur seitens des magistratischen Bezirksamtes von der
Anmeldung von Forderungen zur Versteigerung verständigt ist. und zwar hat
diese Antwort selbst dann zu erfolgen , wenn überhaupt keine Forderungen
mehr aushaften , oder aber , wenn die zur Versteigerung angemeldeten Forde¬
rungen inzwischen bezahlt worden sind.

38.
Einzahlung der Zuständigkeitstaxen.

Magistrats -Vice -Director Dr . Richard Weiskirchner  hat
unterm 2 . August 1901 , M .-D .-Z . 1959 , nachstehenden Präsidial-
Erlass des Vice -Bürgermeisters Strobach  vom 17 . Juli 1901,
P .-Z . 9058 , zur Kenntnisnahme und Danachachtung hinaus¬
gegeben :

Es ist zu meiner Kenntnis gelangt , dass eine Partei von der erfolgten
Verleihung der Zuständigkeit in Kenntnis gesetzt wurde , ohne dass dieselbe i
zuvor die bezüglichen Taxen entrichtet hatte.

Da ein derartiger Vorgang geeignet ist, die Interessen der Gemeinde zu
schädigen , ersuche ich Sie , Herr Magistrats -Vice -Director , den Ämtern ein-
znschärfen , dass in Fällen der erfolgten Verleihung der Zuständigkeit , die
Partei -vorerst zur Entrichtung der Taxe anfzufordern ist und erst nach erfolgter
Einzahlung dieser Taxe das Dekret zugestellt wird.

30.
Steuerämtliche Ausweise über die Rückstandsposten

an der Grund - und Hansclassenftener.
Erlass dcs Magistrats -Directors Pr eher  vom 12 . August

1901 , M .-Z . 55317/XVII:
Die k. k. Finanz - Landes - Direktion hat unterm 1. Juli 1901 zur

Z . 44199/1 den nachstehenden Erlass an die k. k. Sieuerämter in Nieder¬
österreich gerichtet:

Gelegentlich der Überprüfung der Ausweise über die mit Ende 1900
verbliebenen Rückstandsposten an der Grund - und Hausclassensteuer wurden
mannigfache Inkorrektheiten in der Verfassung derselben wahrgenommen . Zur
Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bei Ausfertigung dieser Ausweise
wird Nachstchendeszurkünftigen , genauen Danachachtung in Erinnerung gebracht:

1 . Sind in den vorerwähnten Ausweisen sämmtliche Colonnen ent¬
sprechend dem Vordrucke ausznfüllen.

2 . Sind in Colonne b stets die einzelnen Gemeinden des Steuer-
bczirkes in alphaberischer Reihenfolge anzusühren und die Rückstandsposten
nnv Stcuerrückstände daher gemeindeweise für den ganzen Steuerbezirk zur !
Nachweisung zu bringen.

3 . Ist das Gegenstandsjahr , für welches diese Answeise gelegt werden
in Colonne 0 1 anzusetzen , und sind die Vorjahre in chronologischer Ordnung,
nach rechts zurückgehend anznreihen . Zum Beispiel 1901 , 1900 , 1899 , 1898,
n . s. w . Dementsprechend werden die Rückstandsposten einznstellen sein.

4 . Ist in der Colonne ä nicht , wie es seitens mehrerer Ämter geschehe»
ist , die Summe der Rückstandsposten , sondern die dieser entsprechende Summe
an Staatsstener (ohne Fondsbeilräge ) zur Nachweisnng zu bringen.

5 . Wird ausdrücklich bemerkt , dass die Summe aller Rückstandsposten
nicht in einer einheitlichen (speciellen ) Colonne zu bilden ist, sondern dass die
Anzahl der Fälle in der Colonne e und 1 zusammengenommen die Summe
der Rückstandsposten ergeben muss.

6 . Die Colonne A bildet eine Nachweisnng für sich und dürfen diese
Fälle bei Feststellung der Übereinstimmung der Gesammtanzahl der Rückstands-
Posten mit der Anzahl der Fälle in den Colonnen e und k nicht in Berück¬
sichtigung gezogen werden.

7 . Ist bei Nachweisung der Fälle , hinsichtlich welcher die Realexecution
eingeleitet wurde , an der Hand des Realcxecutionscatasters mit größter Ge¬
nauigkeit vorzugehen , und sind diese Fälle streng nach den drei Realexecutions-
graden in der Ärt zu scheiden, dass beispielsweise in dem Falle , als hinsichtlich
ein und derselben Nückstandspost bereits alle drei Realexeculionsgrade ein¬
geleitet wurden , nicht auch in den Colonnen s I und e II je ein Fall , sondern
lediglich der letzte fortgeschrittenste Grad in Colonne e III nachznweisen
sein würde.

8 . Beisätze in der Colonne o wie : „hinsichtlich aller Rückstandsposten"
oder sonstige Angaben sind unzulässig und haben die Fälle in jeder bezüglichen
Colonne ziffermäßig zum Ausdrucke zu gelangen.

9 . Schließlich sind die gemeindeweise angeführten Nückstandsposten und
sonstigen Daten in eine Steuerbezirkssumme zusammenzufassen , und müssen
die Schlusssummen ans den Colonnen 1 inclusive 44 mit den Gesammt-
summen ans den Colonnen s und k übereinstimmen.

10 . Selbstverständlich wird nach dem unter Absatz 4 Gesagten die Schlnss-
summe der Colonne ä den Gesammtrückstand an reiner Staatssteuer des
ganzen Steuerbezirkes zur Darstellung bringen.

Sollten bei einem Amte Nückstandsposten an der einen oder anderen
der beiden genannten Stenern nicht vorkomme », so ist dies im Ausweise zu
bestätigen.

Der Vorlagetermin (30 . April jedes Jahres ) ist genauestens einzuhalten,
und wird hiebei auf den h . ä . Erlass vom 29 . Juni 1899 , Z . 761 Präs,
hingewicsen.

Nach diesen Direktive » ist zufolge des bezogenen Erlasses der k. k. Finanz-
Landes -Direction auch seitens der städtischen Steueramts -Abtheilungen in Wien
bei Verfassung der in Rede stehenden Ausweise vorzugehen ; jedoch findet
Punkt 2 des Erlasses insofern keine Anwendung auf die städtischen Stcner-
amts -Abtheilungen , als an diesen die Ausweffe nur nach Steuerbezirken , und
nicht gemeindeweise zu verfassen sind.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt behufs Verständigung der
zugehörigen Steueramts -Abtheilung in Kenntnis gesetzt.

IH. Gesetze
voll besonderer Mehligkeit für den politischen Ver-

maltungMenst.
40.

Abänderung der Organisierung der Handels - und
Gewerbekammern.

Gesetz vom 30 . Juni 1901 , womit das Gesetz vom 29 . Juni
1868 , R .-G . -Bl . Nr . 85 , betreffend die Organisierung der Handels¬
und Gewerbekammern , theilweise abgeändert wird (R .-G .-Bl.
Nr . 103 ) :

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

Artikel  I.
Z 7, Absatz 3 des Gesetzes vom 29 . Juni 1868 , R .- G .-Bl . Nr . 85,

hat zu lauten , wie folgt:
2 . von den anfgeführten Unternehmungen der für die Wahlberechtigung

festgesetzte Erwerbsteuerbetrag zu entrichten ist.
Die Feststellung dieses Steuerbetrages für die einzelnen Kategorien steht

dem Handelsminister im Einvernehmen der betreffenden Kammer mit der
Beschränkung zu, dass jedenfalls die Entrichtung des dem Steuercensus für
die Wahlberechtigung zum Landtage gleichkommenden Steuerbetrages von den
unter 1 . aufgeführten Ünternehmungen genügt , um für die daselbst bezeichneten
Personen die Wahlberechtigung für die Handels - und Gewerbekammern zu
begründen.

Artikel II.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

Artikel  III.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist Mein Handelsminister betraut.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte für Österreich
unter der Enns im Jahre 1001 publicierte » Gesetze

und Verordnungen.
Nr . 83 . Kundmachung des  Finanzministeriums

vom 19 . Juni 1901 wegen Errichtung von Punzierungsstätten in
Landskron und Mährisch -Trüban.
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Nr . 84 . Gesetz vom 29 . Juni 1901 , betreffend die
Aufhebung der chirurgischen Gremien und die Überweisung des Vermögens
derselben an die Ärztekammern.

Nr . 85 » Gesetz vom l . Juli 1901 , betreffend die im
Jahre 1901 sicherznstellenden Bahnen niederer Ordnung.

Nr . 86 . Gesetz vom 8. Juli 1901 , betreffend die Er¬
höhung der Branlweinabgabc und die Zuwendung eines Theiles des Ertrages
dieser Abgabe an die Landesfonde der im Neichsrathe vertretenen Königreiche
und Länder.

Nr . 87 . Gesetz vom 3. Juli >901 , betreffend die Ver¬
äußerung der Realität Nr . 409/11 in Prag.

Nr . 88 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung der znm Stadlauer und Floridsdorscr Brückenköpfe gehä igen Gründe.

Nr . 80 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung der Bastion I in Zara.

Nr . NO. Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung fortificatorifcher Gründe nächst dem Neichsthore am Pohorelec
in Prag.

Nr . 01 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung mehrerer Militärimmobilien in Prag.

Nr . 02 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung zweier Objecte des unbeweglichen StaatSeigenthumes in Marburg.

Nr . 03 . Gesetz vom 3. Juli 190 l , betreffend die kauf-
refpeclive tauschweise Veräußerung des k. k. Mttnzamtsgebäudes in Prag und
mehrerer Objecte des k. k. Lotlo -Amlsgebäudes.

Nr . 04 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die
tauschweise Veräußerung der ärarischcn Scharnsteiner Auen in Grüuau.

Nr . 05 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreff. nd die tausch¬
weise Veräußerung eines Objectes des unbeweglichen Staalseigenthnmcs in Pilsen.

Nr . 06 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung und Belastung von Objecten des unbeweglichen Staatseigenthumes
welche sich in der Benützung der Heeresverwaltung befinden.

Nr . 07 . Gesetz vom 3. Juli 190l , betreffend die Ver¬
äußerung eines Theiles der in der Benützung der Heeresverwaltung sichenden
Cat .-Parc . 297 in Brcilensee.

Nr . 08 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung des unbeweglichen Staatseigenthumes ans dem „ Wawel " in Krakau-

Nr » 00 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung des Militärinvalidenhauses in Wien.

Nr . 100 . Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
äußerung des ärarischen Truppenspitales in Marburg.

Nr . IO ». Gesetz vom 3. Juli 1901 , betreffend die Ver¬
längerung der Wirksamkeit des Artikels I , Alinea k des Gesetzes vom
28/August 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 139 , betreffend die Veräußerung einzelner
Objecte des unbeweglichen Staatseigenthnmes.

Nr . 102 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . Juni 190l , betreffend die Ermächtigung des k. k. Haupt-
zollamtes II . Classc in Buchs zur zollfreien Behandlung von Übersicdlnngs-
cfsecleu.

Nr . 102 . Gesetz vom 30 . Juni 1901 , womit das Gesetz
vom 29 . Juni 1868 , N .-G .-Bl . Nr . 85 , betreffend die Organisierung der
Handels - und Gewerbekammern , thcilweise abgeändert wird . *j

Nr . 104 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern vom
11 . Juli 1901 , womit in Abänderung der Miuisterial-Verordnungen

vom 5 . Juni 1886 . R .-G .°Bl . Nr . 89 , vom 14 . Ociobcr 1889 , R .-G .-Bl.
Nr . 168 , vom 25 . October 1893 , N .-G .- Bl . Nr . 158 , vom 26 . April 1896,
N .-G .-Bl . Nr . 69 , vom 21 . Jänner 1899 , N .-G .-Bl . Nr . 14 , und vom
8 . Juli 1900 , N .- G .- Bl . Nr . 122 , die im Neichsrathe vertretenen Königreiche
und Länder in 24 Aussichtsbczirke für die Amtshandlungen der Gewerbe-
Jnspectoren eingetheilt werden.

Nr . 105 . Erlass des Finanzministeriums vom
13 . Juli 1901 , betreffend die Durchführung der im Artikel II des

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen :c." vollinhaltlich ausgenommen.

Gesetzes vom 8 . Juli 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 86 , ungeordneten Brantwein-
nachoerstcuerung.

Nr . 106 . Verordnung des Finanzministeriums vom
1 1. Juli 1901 , mit welcher in Vollziehung des ArtikelsX, Z. 3 des
Gesetzes vom 25 . October 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , für das Jahr 1901 die
Höhe des Nachlasses an der Grund - und Gebäudesteuer , ferner die Erwerb-
stener -Hauptsumme und der Steuerfuß für die der öffentlichen Rechnungs¬
legung unterworfenen , im ß 100 , Absatz 1 und 5 des citierteu Gesetzes be-
zeichncten Unternehmungen festgesetzt wird.

Nr . 107 . Verordnung des Fiuauzministeriums vom
11 . Juli 1901 , betreffend die Bemessung der Effectenumsatzsteuervon
Umsatzgeschäften in Aciien der Prager Credilbank ( kraLskä nvsrni banka ).

Nr . 108 . Verordnung des Justizministeriums vom
12 . Juli 1901 , womit das Gesetz vom I . April 1872 , N .- G .-Bl.
Nr . 43 , betreffend die Vollziehung der Freiheitsstrafen in Etn êlhaft , im
Zcllcngefäugnisse des Kreisgcrichtes und des Bezirksgerichtes in Olmütz vom
1. August 1901 angefangen in Wirksamkeit gesetzt wird.

Nr . 100 . Kaiserliches Patent vom 18. Juli 1901,
betreffend die Auslösung der Landtage von Galizien und Kram.

Nr . 110 . Verordnung des Finanzministeriums vom
12 . April 1901 , cinveruehmlich mit den betheiligten Centralstellen,
betreffend die Vereinfachung des Vorganges bei der Überweisung von Activitäts-
bczügen und Ruhegenüssen von einer Landescaffa an eine andere Cassa inner¬
halb des Verwaltuugsgebietes einer auweisenden Landesbehörde.

Nr . 111 . Verordnung des Ministeriums für Cultus
und Unterricht im Einvernehmen mit den Ministerien
des Innern und des Handels vom 24 . Juni 1901,
betreffend die Ergänzung der Mmisierial -Verordnung vom 27 . December
1893 , R .-G .- Bl . Nr . 196 , über die Durchführung des Z 13 , Absatz 3 des
Gesetzes vom 26 . December 1893 , N .-G .-Bl . Nr . 193 , über die Regelung der
concessionierten Baugewerbe.

Nr . 112 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 18 . April 1901 , betreffend die Errichtung einer Zollexposilnr
in den Fahrpostlocalitäten des Post - und Telcgraphenamtes zu Meran.

Nr . 113 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
des Handels vom 20 . Juli 1901 , betreffend den mit dem
Deutschen Reiche abgeschloffenen Staatsvertrag zum gegenseitigen Schutze der
Werke der Literatur , der Kunst und der Photographie.

Nr . 114 . Verordnung des Ministers für Cultus
und Unterricht und des Finanziuinistcrs vom 17 . Juli
1901 , womit der für die Führung des Decanatsamtes in den nach dem
Gesetze vom 19 . September 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 176 , einzubringenden Local¬
einkommensbekenntnissen der congruaergänzungsberechtigten Seelsorgegeistlichkeit
als Ausgabepost anzuerkennende Betrag in Ansehung des neu errichteten
Dekanates Lavis in der Diöcese Trient festgesetzt, beziehungsweise für das
bestehende Decanat Cembra abgeändert wird.

Nr . 115 . Kundmachung des Eiseubahnmiuistcrinms
vom 18 . Juli 1901 , betreffend die Erstrecknng des Bauvollendnngs-
termines für die schmalspurige Localbahn von Kühnsdorf »ach Elsenkappel.

Nr . 116 . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
Vom 18 . Juli 1901 , betreffend die Erstrecknng des Bauvollendungs-
termiues für die Localbahn Bregenz —Bezau <Bregenzerwaldbahn ) .

Nr . 117 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Finanzen und des Handels vom 23 . Juli 1901,
betreffend das Verbot der Einfuhr von „ Dr . Williams Pinkpillen " .

Nr . 1L8 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 3 . August 1901,
betreffend die Ausdehnung des Verbotes der Ein - und der Durchfuhr gewisser
Waren und Gegenstände aus Ägypten vom 7. Mai 1900 , R -G .-Bl . Nr . 81,
auf Constantiuopel.

Nr . LIO. Concessionsnrkunde vom 3. August 1901
für die Localbahn von Nixdorf nach Rnmburg mit der Abzweigung von
Hcrrnwalde nach Schönlinde.
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